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Im Dienst der Forschung
Der neue Jahresbericht der Deutschen Forschungsgem einschaft

Zu ihrer Jahresveranstaltung, die vom  8. bis 10. Juli 
1003 in M ünchen sta ttfindet, legt die Deutsche For­
schungsgemeinschaft ihren Tätigkeitsbericht fü r  das 
Jahr 1902 vor, aus dem  w ir im  folgeyiden einen Über­
blick geben. Der Jahresbericht selbst ist in allen 
H ochschulbibliotheken einzusehen. — D. Red.

^Zusammenarbeit
„Es m ehren sieh die Anzeichen, daß Zusam m enarbeit in 
vielen Bereichen der W issenschaft häufiger w ird und syste­
m atischer erfolgt.“ Der Jahresberich t 1962 der Forschungs­
gem einschaft gibt eine Reihe von Beispielen fü r diese Zu­
sam m enarbeit, die in einem Lande wie die Bundesrepublik, 
das in der föderativen S taa tsstruk tu r, im Selbstverw al­
tungsstatus der Hochschulen und in überregionalen Selbst­
verw altungsorganisationen gleich drei kräftige Agentien 
der V ielfältigkeit besitzt, die notwendige Vorbedingung für 
das Funktionieren  des System s der W issenschaft und ihrer 
Förderung ist. Schon seit ih rer G ründung hat die F or­
schungsgem einschaft in ihrem  K uratorium , vor allem  aber 
im H auptausschuß, ein gutes Beispiel fü r eine an der ge­
m einsam en Sache orientierte Zusam m enarbeit zwischen 
Bund, Ländern, W irtschaft und W issenschaft gegeben. Es 
ist auch gewiß kein Zufall, daß der engere K ontakt, der 
sich in der letzten Zeit zwischen M ax-Planck-Gesellschaft, 
W estdeutscher Rektorenkonferenz und Forschungsgem ein­
schaft — in ständigem  G edankenaustausch m it dem Vor­
sitzenden des W issenschaftsrates — herausgebildet hat, 
nicht zustande kam, um Differenzen m iteinander auszuglei­
chen, sondern zur Besprechung der allgem einen G rundfra ­
gen einer geordneten, vertrauensvollen  Zusam m enarbeit 
a ller m it W issenschaft und deren Förderung Befaßten. Mit 

^besonderem Dank h a t deshalb auch die Forschungsgem ein­
s c h a f t  die In itiative begrüßt, die der B undespräsident e r ­
griff. Auch die m ehrfachen Sitzungen, in denen sich der 
kulturpolitische Ausschuß des Bundestages über die A uf­
gaben, die A rbeit und die Bedürfnisse der W issenschafts­
organisationen berichten ließ, w ird m an als den Beginn 
eines ständigen engeren G edankenaustausches der Legis­
lative m it der W issenschaft ansehen dürfen. Mit dem neuen 
M inisterium  für W issenschaftliche Forschung versprechen 
sich die überregionalen Selbstverw altungsorganisationen 
eine enge fruchtbare Zusam m enarbeit. Sie hoffen dringend, 
daß das M inisterium  auch in den S tand gesetzt w ird, die 
A ufgaben zu erfüllen, die sich der M inister gerade im 
Sinne der Zusam m enarbeit und deren Intensivierung ge­
setzt hat. In den unm itte lbaren  Beziehungen zwischen dem 
M inisterium  fü r W issenschaftliche Forschung und der F or­
schungsgem einschaft ist die W eltraum forschung schon im 
B erichtsjahr ein Beispiel effektiver Zusam m enarbeit ge­
worden.

Zu besonderem  D ank ist die Forschungsgem einschaft w ie­
derum  dem  S tifterverband  verpflichtet. E r überw ies der 
Forschungsgem einschaft 70 v. H. der ihm zufließenden 
freien Spenden. Aus seinen Sonderzuw endungen kann die 
Forschungsgem einschaft eine große Anzahl von Stipendien 
vergeben und ausländische Forscher zu G astaufenthalten  
einladen. Das sind un te r dem G esichtspunkt der Nach­
w uchsförderung und der Verbindung zum Ausland beson­
ders wichtige Förderungsarten. Die F ritz-T hyssen-S tiftung

hat auch in diesem Jah re  die besondere Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in den sogenannten Mas­
sen- und M angelfächern durch H abilitandenstipendien 
ermöglicht und außerdem  das medizinische Schw erpunkt­
program m  ta tk räftig  unterstü tzt. Mit der S tiftung Volks­
w agenw erk entstanden ex’ste fruchtbare Berührungen.

Auch in ihrem  eigenen Tätigkeitsbereich hat die F or­
schungsgemeinschaft die Förderung der Zusam m enarbeit 
der Forscher un tere inander m it besonderer A ufm erksam ­
keit gepflegt. Beispiele h ierfü r sind vor allem das Schwer­
punktverfahren  m it seinen Besprechungsgruppen und Kol­
loquien sowie die Senatskom m issionen der Forschung, die 
in vielen Fällen das Schw erpunktprogram m  betreuen und 
gem einsam wissenschaftliche Ergebnisse für gesetzgebe­
rische M aßnahm en bereitstellen.
Der Bericht der Forschungsgem einschaft geht in diesem 
Zusam m enhang auf die K ritik  ein, die in le tzter Zeit 
am A rbeitsstil ih rer Institu te  lau t geworden ist. „Team 
w ork ist kein A llerw eltsheilm ittel, doch gibt die H altung 
vieler der jüngeren Forscher bei uns zu denken, die es 
nicht so sehr aus finanziellen G ründen, sondex’n wegen der 
Verlockung einer freiheitlichen, kollegialen A tm osphäre 
an dortigen Forschungsstätten nach den Vereinigten S taa­
ten zieht.“ Zugleich weist der Jahresbei’icht aber darauf 
hin, daß ohne Zweifel gerade in den häufig genannten 
physikalischen Institu ten  — schon wegen der besonders 
engen in ternationalen  Verflechtung dieser Wissenschaft 
und ih rer N achbargebiete — die Gruppenax’beit auch in 
Deutschland eine natüi'liche Form  des Forschens gewox'den 
ist.

Die in ternationale Verflechtung der W issenschaft findet im 
Jahresberich t der Forschungsgem einschaft ihren deutlichen 
Niederschlag. Die Fox’schungsgemeinschaft vergibt Beihil­
fen fü r K ongreß- und Vortx’agsreisen, lädt ausländische 
Gastprofessoren ein, intensiv iert ihre bibliothekax’ischen 
A uslandsbeziehungen, v e r tr itt die deutsche Forschung in 
in ternationalen  wissenschaftlichen Organisationen, fördert 
internationale G em einschaftsprojekte und berä t auch hier 
verschiedene M inisterien. Die Zahl der ausländischen Be­
sucher nim m t von Ja h r  zu J a h r  zu. E rw ähnt seien hier 
nu r der Besuch einer Delegation des britischen Robbins- 
Committee und einer Delegation der Akadem ie der W issen­
schaften der UdSSR.
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Rund 100 Millionen DM zur Förderung der Forschung
Die Zuschüsse an die Forschungsgem einschaft sind gegen­
über dem V orjahr so s ta rk  erhöht worden, daß die im 
F inanzplan für 1902 vorgesehene Summe von nahezu 100 
Millionen DM erreicht w orden ist. Der Bund stellte 65,8 
Millionen DM, die Länder in einem gem einsam en Zuschuß 
17 Millionen DM, der S tifterverband  10,8 Millionen DM 
und die T hyssen-S tiftung 4,1 Millionen DM zur Verfügung. 
A ußerdem  flössen der Forschungsgem einschaft rund 1 Mil­
lion eigener E innahm en zu, vor allem  aus der Rückzahlung 
von Druckbeihilfen und aus dem V erkauf von in der For­
schung nicht m ehr verw endbaren w issenschaftlichen Geräten.

U nter den Bewilligungen nahm  die Förderung einzelner 
Vorhaben im N o r m a l v e r f a h r e n  w ieder den größten 
Raum  ein. Die Entw icklung der A ntragszahlen seit der 
N eubegründung der Notgem einschaft der deutschen Wis­
senschaft im Jah re  1949 und die Erledigung der im N orm al­
verfah ren  gestellten A nträge in den Jah ren  1949 bis 1962 
zeigt folgende Übersicht:

n> Erledigung
s

Ja
h

r

Z
u 

B
eg

in
n 

de
s 

Ja
h

re
s 

in
 B

ea
rb

ei
tu

i

N
eu

zu
gä

ng
e

be
w

il
li

gt

ab
ge

le
hn

t

an
de

rw
ei

ti
g

er
le

di
gt

ge
sa

m
t

er
le

di
gt

N
oc

h 
in

 
B

ea
rb

ei
tu

ng
 

am
 E

nd
e 

de
s 

Ja
h

re
s

1949 — 1 266 560 241 62 863 403
1950 403 1 614 1 091 222 166 1 479 538
1951 538 2 026 1 517 250 135 1 902 662
1952 662 2 417 1 969 285 112 2 366 713
1953 713 2 605 2 074 306 168 2 548 770
1954 770 2 133 1 832 356 171 2 359 544
1955 544 2 107 1 685 201 109 1 995 656
1956 656 2 516 2 062 197 106 2 365 807
1957 807 2 787 2 127 253 88 2 468 1 126
1958 1 126 2 853 2 651 295 178 3 124 855
1959 855 3 230 2 806 258 181 3 245 840
1960 ‘) 840 2 276 2 057 174 82 2 313 803
1961 803 3 287 2 890 199 129 3 218 872
1962 872 3 441 2 955 209 129 3 293 1 020

Gesam t — 34 558 28 276 3 446 1 816 33 538 —

Die Bewilligungssum m e fü r diese E inzelanträge stieg auf 
41,6 Millionen DM gegenüber 38,3 Millionen DM im Jah re  
1961 an. Der A nteil der Fachgruppen an  den Bew illigungs­
sum m en betrug fü r die G eistesw issenschaften 24 v. H., ein 
seit Jah ren  etw a gleichbleibender Anteil, fü r die Medizin 
18 v. H., fü r die N aturw issenschaften 32 v. H., die Ingenieur­
w issenschaften 16 v. H. und fü r die Landbau-, V eterinär- 
und Forstw issenschaft 10 v. H. Die Ablehnungsquote be­
trug, auf die A ntragssum m e berechnet, 16 v. H. (1961: 
14 v. H.), absolut gerechnet 7,7 (5,9) M illionen DM. P rozent­
zahl und absolute Sum m e zeigen, welche B edeutung der 
A rbeit der Fachgutachter und der B eratung im H auptaus­
schuß zuzumessen ist, lassen aber auch erkennen, daß die 
Forschungsgem einschaft auch im vergangenen Ja h r  manches 
Vorhaben, das sie gern ta tk räftiger gefördert hätte, n u r in 
begrenztem  Um fang un terstü tzen  konnte.

t

Über die neuen Schwerpunkte
Im  S c h w e r p u n k t p r o g r a  m m  w urden auf 53 F or­
schungsgebieten insgesam t 1 370 V orhaben m it zusam m en 
35,2 Millionen DM gefördert. An der kräftigen  Steigerung 
gegenüber dem  V orjahr (27,8 Millionen DM) haben die Zu­
w endungen der T hyssen-S tiftung fü r medizinische F or­
schungsprojekte (Krebs- und Virusforschung, Kardiologie) 
und fü r den Schw erpunkt „W erkstoffverhalten für K on­
struk tion  und Form gebung“ Anteil. Ein Zuschuß des B un­
desm inisters fü r W irtschaft ermöglichte die F ortführung  
eines P rojektes auf dem  Gebiet der Hochspannungsgleich­
strom übertragung.
Letztm alig gefördert w urden im Ja h re  1962 die Schwer­
punkte Chemie der K om plexverbindungen, Elektrochem ie 
und Bodenphysik. Selbstverständlich schließt dies die w ei­
tere Förderung von A rbeiten auf diesen Gebieten im N or­
m alverfahren  nicht aus.
Neue Schw erpunkte w urden vor allem  im Bereich der 
m edizinischen Forschung gebildet: Im  Schw erpunkt „Nie­
renforschung“ geht es um  die K lärung noch offener F ra ­
gen der Nierenphysiologie und N ierenpathologie. Die P ro ­
blem e sollen im Rahm en langfristiger Forschungsm aßnah­
men un ter Beteiligung vieler D isziplinen der Medizin und

1) Rechnungsjahr I960 nur D Monate.

der N aturw issenschaften bearbeitet werden. Offene Fragen 
sind zum Beispiel der Mechanismus der H arnbildung, die 
Rückresorption des W assers, der Einfluß von K alium  und 
N atrium  auf die W asserausscheidung, Problem e der Nie­
rendurchblutung, die A ufklärung der U ltrastru k tu r ein­
zelner Nierenabschnitte, S teinbildung und Transplantation. 
Im  Bereich der H ä m a t o l o g i e  sollen die Fragen der 
Pathologie der Blutzellen, die Pathologie der B lutzellen­
entstehung, B lutfaktoren, die M em brandurchlässigkeit der 
Biutkörperchen, E inw irkungen von G iften auf die B lu t­
zellen und immunologische Fragen bearbeitet werden.

Bei der E n d o k r i n o l o g i e  w ird vorwiegend die k lin i­
sche Seite erforscht. Es geht vor allem  um die P rüfung  der 
Fragen des E influsses von H orm onen auf die Lebensab­
schnitte des Menschen, die Rolle der Horm one bei A bw ehr­
mechanism en (Infektionen), den E influß von Hormonen 
auf Schockzustände sowie auf den Schwangerschaftsverlauf. 
Die P rüfung therapeutischer M aßnahm en w ird sich nicht 
n u r auf die Beobachtung der W irkung von A rzneim itteln 
auf den Menschen beziehen, es soll vielm ehr darüber h in ­
aus versucht werden, die bisher üblichen therapeutischen 
M aßnahm en klinisch auf ihre W irksam keit zu untersuchen. 
D afür ist die Zusam m enarbeit einiger K liniken fü r jeweils 
ein Them a erforderlich.

Bei der Unternehm ensforschung — im angelsächsischen 
Sprachbereich als O perations Research bekannt — handelt 
es sich um die Anwendung w issenschaftlicher M ethoden 
auf Problem e, die die A rbeitsw eise von ganzen System en 
betreffen. Die Unternehm ensforschung ha t das Ziel, den 
Personen, die diese A rbeitsweise lenken, optim ale Lösun­
gen für ihre Problem e zu liefern. In Deutschland befindet 
sich dieses Forschungsgebiet noch völlig in  den Anfängen. 
H ier besteht ein großer Nachholbedarf, um das in ternatio ­
nale N iveau zu erreichen.

Der Schw erpunkt In teg rie rter Pflanzenschutz w urde not­
wendig, w eil einerseits die seit etw a zehn Jah ren  laufen ­
den A rbeiten, un ter deutschen V erhältnissen brauchbare 
V erfahren der biologischen Schädlingsbekäm pfung zu en t­
wickeln, nu r geringe Erfolge zeitigten; andererseits erga­
ben die von der Forschungsgem einschaft geförderten bio- 
zönotischen A rbeiten, daß die A nwendung chemischer 
Pflanzenschutzm ittel zu schweren E inbußen am  Bestand 
der Nützlinge und auch der indifferenten  A rten  führen 
kann, w enn sie nicht nach A rt der verw endeten Stoffe und 
A nw endungsterm ine au f diese Rücksicht nim mt. In  dem 
neuen Schw erpunkt soll versucht werden, beide V erfahren 
so zu koordinieren, daß volle und qualita tiv  hochwertige 
E rträge durch eine nützlingsschonende Bekäm pfungsweise 
erreicht werden. Zugleich soll dabei den A nbauverfahren 
(Fruchtfolge) besondere A ufm erksam keit geschenkt w erden. 
Die P lanungen zu dem Schw erpunkt Q ualitätsm erkm ale, 
Zuchtziele und M arktanforderungen in  der tierischen P ro ­
duktion gehen davon aus, daß die tierische Veredlungs- 
Wirtschaft sich im m er s tä rker der Forderung nach einer 
S teigerung der Q ualität gegenübersieht. Dabei handelt es 
sich zum Teil um  F ütterungs-, zum Teil um  m ark tw irt­
schaftliche, vor allem  aber um  züchterische Problem e. Es 
fehlen bisher gründliche S tudien zur Festlegung von 
Q ualitätsbegriffen.

A ußer dem fü r das Schw erpunktprogram m  genannten Be­
trag  von 35,2 M illionen DM konnten 3,7 Millionen DM für 
die Förderung von A ufgaben der W e l t r a u m f o r ­
s c h u n g  vergeben werden. Die Foi'schungsgemeinschaft 
ha t in einer D enkschrift die F ragen der W eltraum forschung 
ausführlich dargestellt und au f die N otw endigkeit der 
koordinierten Förderung dieses G ebietet in der Bundes­
republik  hingewiesen. Diese Publikation  w urde in der 
Ö ffentlichkeit und auch von der B undesregierung einge­
hend diskutiert. Gegen Ende des Jah res  1962 eingehende 
Sonderzuw endungen des Bundesm inisters fü r W issenschaft­
liche Forschung versetzten die Forschungsgem einschaft in 
die Lage, eine Schw erpunktgruppe W eltraum forschung, und 
zw ar zunächst speziell fü r die ex tra terrestrische Forschung, 
aufzubauen.

In  den letzten zehn Jah ren  ha t das Schw erpunktprogram m  
m ancherlei W andlungen erfahren. H ier wie im N orm alver­
fahren handelt es sich nicht um  eine Form  der D auerfinan­
zierung. Einige P ro jek te können abgeschlossen oder aus 
eigenen M itteln der Institu te  w eiterfinanziert werden, neue 
Forschungsrichtungen tre ten  auf und verlangen eine be­
sondere Förderung. G ew andelt haben sich aber auch einige 
A rbeitsprinzipien. Die Forschungsgem einschaft verbindet 
im Schw erpunktprogram m  im m er bew ußter die finanzielle 
Förderung der Forschung m it der Förderung der Zusam -
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m enarbeit un te r den Forschern, beides satzungsgem äße 
Aufgaben. In vielen Schw erpunkten arbeiten  Forscher ver­
schiedener Fachrichtungen zusamm en. Im m er häufiger fin ­
den, abgesehen von den V orbesprechungs- und Begutach­
tungssitzungen, Kolloquien sta tt, in denen die an  einem 
Program m  beteiligten Forscher und ihre M itarbeiter Zu­
sam m enkom m en und ihre A rbeiten diskutieren.

Die Fülle des statistischen Materials
Wie in jedem  Ja h r  en thält der Jahresberich t w ieder eine 
Fülle statistischen M aterials, in dem die Bewilligungen im 
N orm al- und Schw erpunktverfahren analysiert werden. 
Die m eisten Bewilligungen w urden w iederum  in Form  von 
Sachbeihilfen, aus denen Personal, G eräte, Sach- und 
Reisekosten zur Bearbeitung eines V orhabens bezahlt w er­
den können, vergeben. Ih re Zahl stieg auf 3 505 (3 148).

Die Zahl der R e i s e b e i h i l f e n  h a t zugenommen. 198 
Forschern (gegenüber 181 im Jah re  1961) konnte bei ihren 
Vorhaben im A usland geholfen werden. Die Zahl der be­
w illigten D r u c k b e i h i l f e n  blieb m it 298 (302) etwa 
gleich, doch h a t sich wegen der gestiegenen Druckkosten 
die Bewilligungssum m e um  9 v. H. erhöht. U nter den ge­
förderten D ruckw erken ist im Schw erpunktprogram m  ne­
ben Q uellennachdrucken vor allem  der A tlas der deu t­
schen A grarlandschaft zu erw ähnen. Im  N orm alverfahren 
w urden wichtige, von der Forschung als unentbehrlich be­
trachtete größere W erke auf den Gebieten der m itte la lter­
lichen Geschichte, der Kunstgeschichte und der O rientali­
stik  finanziert.

55 v. H. der bew illigten M ittel w urden fü r P e r s o n a l ­
k o s t e n  vergeben. Die Forschungsgem einschaft förderte 
318 S tipendiaten — hier ist sie dem S tifterverband fü r einen 
Sonderfonds zu besonderem  D ank verpflichtet — und be­
zahlte 2 023 wissenschaftliche M itarbeiter, 542 studentische 
H ilfskräfte und 1 819 technische H ilfskräfte, insgesam t also 
4 702 Personen, nicht gerechnet die H abilitandenstipendien.

F ür K o n g r e ß -  u n d  V o r t r a g s r e i s e n  standen 
der Forschungsgem einschaft 1 020 000,— DM aus M itteln 
des A usw ärtigen Amtes zur Verfügung. H ieraus w urden 
408 Beihilfen fü r K ongreß- und 66 fü r V ortragsreisen be­
willigt. F ü r G a s t p r o f e s s u r e n  stellte der S tifter­
verband m it dem  Richard-M erton-Fonds fü r die Deutsche 
W issenschaft w ieder Sonderm ittel zur Verfügung. 34 aus­
ländische G elehrte konnten, häufig für ein ganzes Jah r, 
zu Vorlesungen an deutschen Hochschulen gewonnen 
werden.

F ür die Nachwuchsförderung in M assen- und M angel­
fächern konnte die Forschungsgem einschaft, den Em pfeh­
lungen des W issenschaftsrates folgend, dank  der finanziel­
len Hilfe der T hyssen-S tiftung 218 H a b i l i t a n d e n s t i ­
p e n d i e n  vergeben. Die A ufgliederung der insgesam t 
von der Forschungsgem einschaft bew illigten Stipendien 
und Forschungsfreijahre nach Fachgebieten b ie tet neben­
stehende Übersicht.

Itechenanlagen • Hilfseinrichtungen • 
Forschungsgruppen
F ür elektronische Rechenanlagen und andere* G roßgeräte 
konnte die Forschungsgem einschaft über 10 Millionen DM 
bewilligen, davon 0,4 Millionen DM als F inanzierungsanteil 
für das G roßrechenzentrum  D arm stadt. Das langfristig 
geplante Rechenanlagenprogram m  der Forschungsgem ein­
schaft sieht Rechenzentren an  den einzelnen Hochschulen, 
regionale Rechenzentren und die A usstattung des Groß­
rechenzentrum s D arm stadt m it besonders leistungsfähigen 
A nlagen vor. B isher sind 45 Rechenanlagen von der F or­
schungsgem einschaft beschafft worden. A ufgabe für die 
kom m enden Ja h re  ist der w eitere A usbau der m ittleren 
Anlagen auf ihren  m axim alen Um fang sowie die E rgän ­
zung einiger Rechenzentren m it b isher kleinen G eräten 
durch leistungsfähigere Anlagen. So wenig das bisherige 
P rogram m  allein aus M itteln des norm alen H aushalts der 
Forschungsgem einschaft finanziert w erden konnte, w ird 
dies bei den fü r die Z ukunft in F rage stehenden enorm en 
B eträgen möglich sein. Die Forschungsgem einschaft hat 
sich deswegen vor längerer Zeit erneu t an die Bundes­
regierung gewandt, um von ih r in ähnlicher Weise wie b is­
her Sonderm ittel zu erhalten, m it denen das fü r t^ie ge­
sam te Forschung lebenswichtige Rechenanlagenprogram m  
w eitergeführt w erden kann.

Als w eitere H ilfseinrichtung der Forschung förderte die 
Forschungsgem einschaft das Z entrallaboratorium  fü r Geo­
chemie der Isotope in G öttingen m it rund 0,3 Millionen DM
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Evangelische Theologie 2 6 14 22
Katholische Theologie 5 — 5 10
Rechtswissenschaften 5 3 12 20
W irtschafts- und 

Sozialwissenschaften 11 3 30 44
Theoretische Medizin 17 3 3 23
Praktische Medizin 13 4 6 23
Philosophie 17 8 3 28
A ltertum sw issenschaften 4 1 9 14
K ulturen  des Orients 13 8 7 28
N euere Philologie, G ruppe A 7 16 17 40
Neuere Philologie, G ruppe B 3 1 16 20
Geschichte 9 7 12 28
Kunstw issenschaften 22 4 — 26
Völkerkunde 3 1 1 5
Geschichte der N atu r­

wissenschaften, Medizin 
und Technik 3 3

Biologie 33 6 15 54
Geologie und M ineralogie 11 4 5 20
Geographie 4 5 — 9
Chemie 21 5 28 54
Physik 3 1 8 12
M athem atik 11 — 13 24
Bauingenieurw esen — 2 1 3
A rchitektur 1 — — 1
Bergbau und H üttenwesen — — 3 3
M aschinenwesen 1 1 1 3
Elektrotechnik — 1 1 2
Landw irtschaft 

und G artenbau 3 _ _ 3
V eterinärm edizin 1 4 5 10
Forst-

und Holzwissenschaft 3 1 — 4

Gesam t 223 95 218 536

Vergleichszahlen 1961 259 96 126 481

und das Z entra linstitu t fü r Versuchstierzucht in H annover 
m it 0,2 Millionen DM.

Die von der Forschungsgem einschaft m it 0,4 Millionen DM 
geförderte Forschungsgruppe (Unit) „Technische K yber­
ne tik“ in K arlsruhe befaßt sich m it U ntersuchungen über 
lernende A utom aten und m it Problem en der autom atischen 
Zeichenerkennung. Eine Forschungsgruppe „Präventiv- 
m edizin“ w ird in F reiburg  gebildet.

F ür die Förderung des w issenschaftlichen Bibliotheks­
wesens w urden 2,1 Millionen DM bewilligt, doch verdient 
dieser Bereich der Tätigkeit der Forschungsgem einschaft 
eine ausführlichere Darstellung.

Die V erw altungskosten der Forschungsgem einschaft san ­
ken auf 2,8 v. H. im Vergleich zu 2,9 v. H. im V orjahr.

Förderung des wissenschaftlichen Bibliothekswesens
Auch im Jah re  1962 ist der größte Teil der von der F or­
schungsgemeinschaft fü r die B ibliotheken aufgew andten 
M ittel fü r L iteraturbeschaffung verbraucht worden 
(70 v. H.). Doch verlagern  sich allm ählich die Akzente (1961: 
79 v. H.; I960: 85 v. H.). Zunächst liegt dies daran, daß die 
wichtige A ufgabe der H andschriftenkatalogisierung seit 
1960 neu hinzugekomm en ist, die zunehm end höhere M ittel 
fordert. Sodann aber entspricht die Verschiebung einem 
Prozeß, der auch bei den Bibliotheken zu beobachten ist. 
Es w ird gewiß im m er wichtig bleiben, daß der Erw erb der 
wissenschaftlichen Zeitschriften und M onographien in un ­
seren B ibliotheken finanziell und organisatorisch gesichert 
ist, wie dies im einzelnen durch die V erm ehrungsetats der 
Bibliotheken und, un te r einem G esam taspekt, durch den 
Sondersam m elgebietsplan der Forschungsgem einschaft ge-
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Schicht. A ber die H auptsorgen der Bibliothekare richten 
sich heute m ehr und m ehr auf die V erbesserung ihres 
Dienstes am Benutzer und dam it auf die Rationalisierung 
des inneren Betriebes, übersichtliche Anlage und Ausbau 
der Kataloge, In tensivierung der A uskunftserteilung, Be­
schleunigung des örtlichen und ausw ärtigen Leihverkehrs. 
In  den Bibliotheksberichten für den W issenschaftsrat 
kom m t dies deutlich zum Ausdruck. Wenn dies alles nun 
auch reguläre Aufgaben der einzelnen Bibliotheken sind, 
fü r deren F inanzierung der U nterhaltsträger aufzukom m en 
hat, so ist doch an besonders brennenden Punkten  ein E in­
greifen der Forschungsgem einschaft im Sinn einer S ta rt­
hilfe möglich — z. B. fü r die V erstärkung der A uskunfts­
dienste —, oder der Bibliotheksausschuß kann durch B era­
tungen in U nterausschüssen bestim m te Fragen klären  — 
wie etw a die Anwendung des X erokopieverfahrens für die 
Ergänzung von Zeitschriften. H ierbei kom m t es den Ü ber­
legungen beider G rem ien zugute, daß einige M itglieder des 
Bibliotheksausschusses in der Bibliothekskomm ission des 
W issenschaftsrates m itarbeiten.

Bei der Beschaffung ausländischer L ite ra tu r w ird das P ro ­
gram m  der Sondersam m elgebiete der einzelnen Biblio­
theken vom Bibliotheksausschuß neu durchdacht. Das 
Prinzip, die Beschaffung der neu erscheinenden fü r die 
Forschung wichtigen ausländischen L ite ra tu r auf eine Viel­
zahl von Bibliotheken aufzuteilen, w ird w eiterhin für 
wichtig gehalten. Man frag t sich jedoch, ob wie bisher 
sämtliche W issenschaftsgebiete durch diesen P lan erfaßt 
w erden sollen. Neue Lösungen bieten sich z. B. durch fach­
liche Zentralbibliotheken auf einigen Gebieten an. Im 
B erichtsjahr w urden 6 053 Jahrgänge laufender Zeitschrif­
ten  fü r rund  260 000,— DM erworben. Zur Ergänzung der 
Zeitschriftenlücken konnten 2 125 Jahrgänge und 1 063 Hefte 
zum Teil durch das A ntiquariat, zum Teil durch Xerokopie 
nachbeschafft werden. H ierfür w urden rund 160 000,— DM 
aufgewandt. F ü r 3 010 M onographien w urden rund 
610 000,— DM bewilligt. Zum Vergleich seien die Beträge 
der E rw erbungsetate einiger großer B ibliotheken aus 
dem Ja h re  1962 angeführt: Bayerische S taatsbibliothek 
750 000,— DM, W estdeutsche Bibliothek 600 000,— DM, 
S taats- und U niversitätsbibliothek Göttingen 425 000,— DM.

Der Förderung von zentralen  Fachbibliotheken ha t der 
Bibliotheksausschuß seit der Schaffung der Technischen 
Inform ationsbibliothek in H annover im Jah re  1958 sein 
besonderes Interesse zugewandt. Der A ufbau dieser Biblio­
thek  ist im vergangenen Ja h r  gut vorangekommen. Das 
Schwergewicht der Anschaffungen liegt bei der R eport­
literatu r, dem nu r m it großen Schwierigkeiten zu beschaf­
fenden technisch-wissenschaftlichen Firm enschrifttum , 
deutschen und ausländischen Zeitschriften sowie den un ­
regelm äßig erscheinenden Serienveröffentlichungen aus 
der Sowjetunion. Die Forschungsgem einschaft ha t h ierfür 
260 000,— DM zur Verfügung gestellt. In der Katalogisie­
rung geht die Inform ationsbibliothek über das in un iver­
salen Bibliotheken übliche V erfahren hinaus. In  einer 
Sonderabteilung w erden die Aufsätze aus russischen Zeit­
schriften in sachlicher A nordnung erfaßt. In 36 nach Fach­
gebieten zusam m engestellten Listen w erden die Titel der 
jeweils neuesten sowjetischen A rbeiten an zur Zeit etwa 
500 Abonnenten bekannt gegeben, w oraufhin schätzungs­
weise 200 Bestellungen pro Monat eingehen. Als Ergänzung 
w ird eine K artei der Übersetzungen geführt. Durch enge 
Zusam m enarbeit m it dem Europäischen U bersetzungs­
zentrum  in Delft ist die Bibliothek auch in der Lage, in 
anderen europäischen Ländern  erschienene Ü bersetzun­
gen nachzuweisen. Bestellungen von ausw ärts erledigt die 
Bibliothek zu einem großen Teil durch Mikrofilm oder 
Fotokopie. Im  Jah re  1962 w aren es rund 100 000 Seiten 
M ikrofilme und 30 000 Seiten Fotokopien.

Im  E inverständnis m it dem K ultusm inisterium  des Landes 
N ordrhein-W estfalen und der U niversität in Bonn soll die 
landw irtschaftliche A bteilung der Bonner U niversitäts­
bibliothek, die je tzt schon T rägerin des Sondersam m el­
gebietes Landw irtschaft ist, zu einer Z e n t r a l b i b l i o ­
t h e k  d e r  L a n d b a u w i s s e n s c h a f t  ausgebaut 
werden. Ih re zusätzliche Aufgabe w ird die Erm ittlung, 
Sam m lung und B ereitstellung der Serienpublikationen des 
U S-D epartm ent of A griculture, der sowjetischen landw irt­
schaftlichen Veröffentlichungen, der m eist nicht im Buch­
handel erscheinenden halbam tlichen F achlitera tur und 
Veröffentlichungen von privaten  Institutionen sein. Ä hn­
lich wie die Technische Inform ationsbibliohtek soll sie im 
A uskunftsdienst m it M ikrofilmen und Fotükopie arbeiten. 
Eine enge Zusam m enarbeit m it der entstehenden Doku­
m entation der Landbauw issenschaft ist beabsichtigt.

Mit den ersten vorbereitenden Beratungen für die Einrich­
tung einer medizinischen Zentralbibliothek ist begonnen 
worden. Auch hier w ird die Frage der medizinischen Doku­
m entation m itberücksichtigt werden.
Vom Gesamtverzeichnis ausländischer Zeitschriften und 
Serien (GAZS) ist im Jah re  1962 die zehnte Lieferung e r ­
schienen und dam it der erste 1200 Seiten um fassende Band 
dieses großen Nachschlagewerkes erschienen. Das G esam t­
verzeichnis russischer Periodica und Serien, das alle in 
Bibliotheken der B undesrepublik und W est-Berlins befind­
lichen russischen Zeitschriften m it genauer Angabe der 
vorhandenen Bestände aufführt, liegt je tzt bis zum Buch­
staben Ny im Druck vor.
Zur V erbesserung der L iteraturerschließung w ird der 
K atalogisierung von wissenschaftlich wichtigen Zeitschrif­
tenaufsätzen und Einzelbeiti’ägen in Serienveröffentlichun­
gen besondere A ufm erksam keit gewidmet. Der B edarf der 
W issenschaft nach einem solchen Instrum ent scheint nach 
den bisher vorliegenden Ergebnissen entsprechender U nter­
suchungen fü r die einzelnen Fachgebiete ganz verschieden 
zu sein. Die naturw issenschaftlichen G rundlagenfächer, für 
die es gute und rasch herauskom m ende bibliographische 
H ilfsm ittel gibt, können offensichtlich darauf verzichten. 
Bei geisteswissenschaftlichen Fächern dagegen sind die 
M einungen geteilt. Ein U rteil über den Nutzen eines Zeit- 
schriftenaufsatzkataloges scheint hier nu r auf G rund p rak ­
tischer E rfahrungen gefällt w erden zu können. Die F or­
schungsgemeinschaft hat deshalb dam it begonnen, Modell­
versuche für die G erm anistik, Anglistik und Rom anistik 
in den U niversitätsbibliotheken F rank fu rt und M arburg zu 
unterstützen. In der Frage des A u s k u n f t s d i e n s t e s  
treffen sich die Überlegungen des Bibliotheksausschusses 
m it denen des W issenschaftsrates. Die A uskunftserteilung 
gehört ohne Frage zu den eigenständigen Aufgaben jeder 
einzelnen Bibliothek. Da jedoch gerade diese wichtige 
Funktion der Bibliotheken nicht durch E tatschw ierigkeiten 
verzögert w erden darf, ha t sich die Forschungsgem einschaft 
bereit erk lärt, vorübergehend die Kosten fü r die E instel­
lung bibliothekarischer H ilfskräfte zu übernehm en, bis die 
Stellenpläne entsprechend erw eitert w orden sind.
Zur Förderung der H andschriftenkatalogisierung w urden 
seit 1960 insgesam t 1 145 000,— DM bewilligt. Ergebnisse 
in G estalt gedruckter H andschriftenkataloge können n a tu r ­
gemäß erst nach m ehrjähriger A rbeit erw arte t werden. 
Schon abgeschlossen w erden konnte jedoch die K atalogi­
sierung der H andschriften in der Landesbibliothek Coburg 
und die Verzeichnung des Arno-Holz-Nachlasses in der 
A m erika-G edenkbibliothek in Berlin.
Im  i n t e r n a t i o n a l e n  S c h r i f t e n  a u s t a u  s c h  übt 
die Forschungsgem einschaft gemäß einer UNESCO-Konven- 
tion aus dem Jah re  1958 w eiterhin die Funktion einer 
nationalen Tauschzentrale aus, obgleich die inzwischen 
von zehn Ländern Unterzeichnete K onvention von der 
B undesrepublik noch im m er nicht ratifiziert wurde. Im 
Rahm en des In ternationalen  Dublettentausches wenden 
sich Bibliotheken aus verschiedenen Ländern m it Ange­
bots- und W unschlisten an die Forschungsgemeinschaft. 
A ußerdem  werden Tauschsendungen deutscher w issen­
schaftlicher Institu tionen ins A usland und auf dem Weg 
über entsprechende Tauschzentralen anderer L änder hier 
eingehende Sendungen ausländischer Institutionen w eiter­
befördert. Welchen Umfang diese A rbeit angenommen hat, 
zeigt folgende Übersicht über den Versand und Eingang 
von Tauschsendungen im internationalen Schriftentausch:

Land Versand ln 
das Ausland

Eingang aus 
dem Ausland

A u s tra lie n ......................... 3 348 97
B e lg ie n .............................. 5 474 476
D änem ark .................... 3 050 1 986
F i n n l a n d ......................... 9 902 3 132
F r a n k r e i c h .................... 9 675 —
I t a l i e n .............................. 4 924 1 766
N ie d e r la n d e .................... 1 779 1 751
N o rw e g e n ......................... . . 962 1 443
Ö s te rre ic h ......................... . . 15 301 7 926
Polen .............................. 2 106 —
P o r t u g a l ......................... . . 210 559
S c h w e d e n ......................... . . 9 070 —
S chw eiz .............................. 8 522 3 016
S p a n ie n .............................. . . 706 673
U S A ................................... 9 938 45 051
Tschechoslowakei . . . . . 797 424
Verschiedene Länder 2 624 3 226

G e s a m t.............................. . . 99 519 79 068
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Auch die übrigen Tauschbeziehungen der Forschungs­
gem einschaft konnten ausgebaut werden. Versuchsweise 
ist ein neues Abkommen m it der Lenin-B ibliothek für den 
gegenseitigen Austausch m onographischer N euerscheinun­
gen angelaufen. Auch m it China, Japan , Korea sind die 
Verbindungen in dieser Richtung intensiv iert worden. Im 
D issertationstausch m it F rankreich sind 1 744 Thesen ein ­
gegangen und verte ilt worden.

F ür Buchspenden an ausländische wissenschaftliche Biblio­
theken standen 825 000,— DM im Jah re  1962 zur Ver­
fügung. Die Wünsche, die aus 79 Ländern an die F or­
schungsgemeinschaft herangetragen w orden sind, zeugen 
von dem großen Interesse, das die ausländischen G elehrten 
der deutschen wissenschaftlichen L ite ra tu r entgegenbrin­
gen. Aus der Tätigkeit der deutschen diplom atischen V er­
tretungen, des Deutschen Akademischen A ustauschdienstes 
und der A lexander-von-H um boldt-S tiftung, aus der E n t­
sendung deutscher Professoren ins Ausland und aus zahl­
reichen P artnerschaften  zwischen deutschen und auslän ­
dischen U niversitäten  ergeben sich ständig neue A nregun­
gen für eine solche Hilfe. Insgesam t w urden im Berichts­
ja h r  1 270 Bücher- und Zeitschriftenspenden versandt, 
davon 494 an Institu te, an denen ehemalige H um boldt- 
S tipendiaten tä tig  sind. Besonders w ertvolle Sendungen 
gingen an die Universidad Tenica „Federico Santa M aria“ 
in Valparaiso, an das Institu to  Superior Tecnico in L is­
sabon, an das Indian Institu te  of Science in Bangalore, an 
die Israelische B ar Ilan -U niversität in R am at-G an, an die 
Medizinische F aku ltä t der U niversidad de Los Andes in 
Merida, an die Medizinische F aku ltä t der Estudio G eneral 
de N avarra in Pam plona und an die N aturw issenschaft­
liche F aku ltä t der U niversität Damaskus.

Die Kommissionen und Ausschüsse
Im März 1962 beschloß der Senat der Forschungsgem ein­
schaft, eine Kommission zur P rüfung  der w issenschaft­
lichen V oraussetzungen für die R einhaltung der Luft zu 
gründen, nachdem schon vorher m it der Förderung dieses 
Gebietes im Schw erpunktprogram m  begonnen worden 
war. Es hatte  sich in zunehm endem  Maße gezeigt, daß bis­
her in allen Gremien, die sich m it einschlägigen Fragen 
beschäftigen, verständlicherw eise die Problem atik der an ­
gew andten Forschung und darüber hinaus die Erprobung 
praktischer M aßnahm en für eine w irksam e Bekäm pfung 
der V erunreinigung der Luft im V ordergrund stehen. Viele 
G rundlagenfragen sind jedoch bisher ungeklärt geblieben. 
Problem e dieser A rt soll die neu geschaffene Kommission 
bearbeiten. Dabei legt der Senat auf eine Abstim m ung und 
Zusam m enarbeit m it der VDI-Kom mission Reinhaltung 
der Luft Wert. Die Kommission h a t ihre A rbeit aufgenom ­
men und zwei A rbeitsgruppen „Luftbestandteile“ und 
„M eßm ethoden“ gebildet.

In der gleichen M ärzsitzung beschloß der Senat, eine Kom ­
mission für Lärm forschung ins Leben zu rufen. Die For­
schungsgemeinschaft hatte  sich des Lärm problem s bereits 
vor Jah ren  bei der Förderung des Schw erpunktes „An­
gew andte A kustik“ angenommen. U nter dem gleichen Titel 
ist ein K apitel in Teil 3 der D enkschriftenreihe „Ange­
w andte Forschung“ erschienen. F ü r den Beschluß, eine 
besondere Kommission zu bilden, w ar die E rkenntnis m aß­
gebend, daß zw ar auf dem Gebiet der Lärm bekäm pfung 
eine Reihe ern stha fter praktischer Bem ühungen zu v er­
zeichnen sind und auch die Enstehung des Lärm s vielfach 
bereits ausreichend untersucht ist, daß aber über die E in ­
w irkung von starken und schwachen Geräuschen auf den 
Menschen noch viel zu wenig wissenschaftliche exakte 
K enntnisse vorliegen. Vor allem  w erden daher m edizini­
sche Forschungsvorhaben anzuregen sein.

Vier Kommissionen arbeiten  auf geisteswissenschaftlichem 
Gebiet, die Kommission für begriffsgeschichtliche F or­
schung, die Kommission für die H erausgabe der W erke 
Hegels, die Kommission für germ anistische Forschung und 
die Kommission fü r vordringliche sozialpolitische Fragen.

Die VII. Ordentliche Mitgliederversammlung des Stifter­
verbandes für die Deutsche Wissenschaft (Gemeinschafts­
aktion der Gewerblichen W irtschaft zur Förderung von 
Forschung, Lehre und akadem ischer Ausbildung) findet am 
5. O ktober 1964 in Essen statt.

Im  H interzartener Kreis treffen sich die Krebsforscher zu 
Rundgesprächen, die Kommission fü r Berufskrebs befaßt 
sich vor allem  m it Fragen des H aut-, B lasen- und Lungen­
krebses. Eine d ritte  Kommission auf medizinischem Gebiet 
p rü ft die K onzentration gesundheitsschädlicher Stoffe am 
A rbeitsplatz, die Kommission für Radiologie betreib t ein 
Schw erpunktprogram m , in dem vor allem die klinische 
Radiologie gefördert werden soll.

Wichtigen Fragen der G esundheit dient auch eine Reihe 
w eiterer Kommissionen, in denen oft Forscher verschie­
dener Disziplinen m iteinander Zusam menarbeiten, so die 
Kommission für Ernährungsforschung, die Farbstoff­
kommission, die Kommission zur P rüfung der Lebens­
m ittelkonservierung, die Kommission zur Untersuchung 
des Bleichens von Lebensm itteln, die Kommission zur 
P rüfung frem der Stoffe bei Lebensm itteln und die Kom­
mission fü r Pflanzenschutz, Pflanzenbehandlungs- und 
V orratsschutzm ittel. Die laufenden M itteilungen dieser 
Kommissionen dienen zugleich als wichtige U nterlage für 
den Gesetzgeber.
Das schon erw ähnte Rechenanlagenprogram m  w ird von der 
Kommission fü r Rechenanlagen und ihrem  A pparate­
ausschuß betreut. Die vorherige Kommission fü r L uft­
fahrtforschung ist um gebildet und in Kommission für 
Flugforschung um benannt worden. Da sich die L uftfah rt 
m it ihren wachsenden Geschwindigkeiten und Flughöhen 
dem Bereich der R aum fahrt m ehr und m ehr nähert, 
änderte und erw eiterte sich das Aufgabengebiet der Kom­
mission. Sie bearbeitet auch Fragen der W eltraum ­
forschung, soweit sie m it der L u ftfah rt in engem Zusam ­
m enhang stehen.

Ein besonders um fangreiches A rbeitsprogram m  hatte  die 
Kommission für Ozeanographie zu bewältigen. Die Denk­
schrift zur Lage der M eeresforschung w urde im Ju li 1962 
veröffentlicht. Spezielle U nterkom m issionen für den Bau 
des neuen Forschungsschiffes M eteor II, das Anfang 1964 
in Dienst gestellt w erden soll, setzten ihre A rbeit zur 
Geräteentw icklung und fü r die wissenschaftliche G rund­
ausstattung  des Forschungsschiffes fort. W eitere U nter­
kommissionen befaßten sich m it den Expeditionsplänen 
des neuen Forschungsschiffes. Schließlich hält die Kom­
mission enge Fühlung m it den internationalen  O rganisa­
tionen auf dem Gebiet der M eeresforschung.

Der Ausschuß für „Angewandte Forschung“ befaßte sich 
vor allem  m it dem Schw erpunktprogram m  der Forschungs­
gem einschaft im Bereich der N atu r- und Ingenieurw issen­
schaften, m it Fragen der Veröffentlichung und V erbrei­
tung von Forschungsergebnissen und m it von der W issen­
schaftskomm ission der NATO ausgehenden Überlegungen 
zur G ründung eines in ternationalen  Institu ts fü r N atur- 
und Ingenieurwissenschaften. F ührende Fachleute referie r­
ten über Einzelgebiete der angew andten Forschung. In der 
D enkschriftenreihe „Angewandte Forschung“ erschienen 
Teil 6 „M eteorologie“, Teil 7 „Analytische Chem ie“, 
„B ergbau“, „Schweißtechnik“. Aus Teil 8 w urde das K api­
tel „R einhaltung der L u ft“ vorab veröffentlicht.

Zu erw ähnen ist schließlich in diesem Zusam m enhang die 
Denkschrift „Zur Lage der A stronom ie“, die ebenfalls im 
Jah re  1962 erschien.

Nach dem H aushaltsbericht, der die E innahm en und Aus­
gaben detailliert gegenüberstcllt, das Vermögen der F or­
schungsgemeinschaft bilanzm äßig nachweist und m it dem 
Rechnungsprüfungsbericht abschließt, folgt die Zusam m en­
stellung der rund 4500 geförderten Vorhaben und Ver­
öffentlichungen. Sie ist im N orm alverfahren fachgebiets­
weise, im Schw erpunktverfahren nach den einzelnen P ro ­
gram m en übersichtlich gegliedert und stellt eine F und­
grube für jeden, der sich über die Breite der w issenschaft­
lichen A rbeit in Deutschland orientieren will, dar. Zugleich 
zeigt sie die Vielseitigkeit der von der Forschungsgem ein­
schaft geleisteten Arbeit.

Der Jahresberich t schließt m it dem A n h a n g ,  der nach 
dem Stand vom 1. Jun i 1962 die Satzung der Forschungs­
gemeinschaft, die personelle Zusam m ensetzung ih rer 
Organe und ein m ehrseitiges Verzeichnis der V eröffent­
lichungen der Forschungsgem einschaft enthält.

V alentin v. Massow
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Wie soll man Wissenschaft verwalten ? / Von Dr. Kurt Zierold

i.

Unsere Frage stellt zwei Begriffe zusamm en, die u n te r­
schiedliche Gefühle hervorrufen, weil der eine Glanz aus­
s trah lt und der andere M ißbehagen erweckt.

„W issenschaft“ : Der G laube an sie ist die Ersatzreligion 
der Zeit, ganz unverhü llt in der kom m unistischen Welt, 
m ehr oder weniger verstohlen in der unsrigen. U nter 
W issenschaft verstehen w ir Forschung und Lehre, und 
Forschung m eint W ahrheitssuche m it rationalen  M itteln, 
methodisch und system atisch durchgeführt. An die Stelle 
des W ahrheitsstrebens als T riebfeder kann  M achtstreben 
treten , d. h. die eigentlichen wissenschaftlichen Motive kön­
nen durch politische, m ilitärische und w irtschaftliche e r ­
setzt werden. Aus welchem G runde auch geforscht wird, 
auf jeden Fall m üssen w ir uns von einem Denkklischee 
trennen, das so aussieht: Das öffentliche Leben zerfällt in 
die Gebiete Politik, W irtschaft und K ultur; zur K ultur 
gehören W issenschaft, Kunst, Volksbildung und die geist­
lichen Angelegenheiten, und W issenschaft gliedert sich 
w ieder in Forschung und Lehre. Dem gegenüber ist fest­
zustellen: Forschung ist nicht ein Teil des K ultursektors, 
sondern heute tragende Säule des Ganzen; W issenschaft 
ist gleicherm aßen bedeutungsvoll fü r Politik, W irtschaft 
und K ultur. Man braucht nu r an  Kernforschung und 
W eltraum forschung zu erinnern, um  festzustellen, daß die 
A ußenpolitik der Mächte heute genausosehr auf dem 
w issenschaftlichen wie auf dem m ilitärischen Potential 
beruht. Man braucht nu r auf E lektronik und M aschinen­
technik, au f F lugw issenschaft und K ybernetik  (als Basis 
jeder Autom ation) hinzuweisen, und m an spürt, w ie sehr 
W issenschaft Basis unseres ganzen Lebens, Basis auch von 
Produktion und Export der W irtschaft geworden ist: 
W issenschaft w ird heute ganz groß geschrieben; es e r ­
scheint fast als ein E hrfurcht gebietendes Wort.

Dem gegenüber „V erw altung“ : Wie m att klingt es, wie 
zweitrangig, w ie suspekt! Es ist den Deutschen noch v er­
dächtiger als den Angelsachsen ihr „adm inistration“. Be­
m erkensw ert ist der G lanzverlust von „w alten“ zu „ver­
w alten“. „W alten“ ha t Gewicht, von ihm strah lt K ra ft aus: 
„Das w alte G ott“. A ber „verw alten“? Gewiß, m an denkt 
an O rdnung und regelnde Tätigkeit, an Organisation und 
M anagertum . D enkt man nicht auch an S ubaltern itä t und 
klingt das „ver“ nicht w ie „zer“, so wie m an in Schwaben 
und in der Schweiz „zerschieden“ fü r „verschieden“ ge­
brauchte, das negative „zer“ des Z ertrennens s ta tt A uf­
bauens, die U nlust des „Zer“stüekelns und „Zer“rinnens? 
A ber leider ändern alle diese gefühlsm äßigen W iderstände 
gegen den Begriff V erw altung nichts daran, daß sie in 
unserer technisierten M assenwelt im m er bedeutungsvoller 
w ird. Je  größer die Zahl der Menschen, je geringer der 
Spielraum  um  den einzelnen, um  so notw endiger w erden 
gewollte Ordnung, P lanung und O rganisation, nehm en 
Funktion und M acht des V crw altungsm annes zu. So w ird 
auch V erw altung der W issenschaft zum Problem , über das 
nachzudenken sich lohnt. '

II.

Die Bedeutung der W issenschaft fü r alle Teile unseres 
Lebens läß t W issenschaft im m er m ehr zum Gegenstand 
staatlicher Förderung werden. Die K ostspieligkeit m oder­
ner w issenschaftlicher A pparaturen  und der aus der Kom ­
plizierung und Spezialisierung der W issenschaft erw ach­
sende Zwang zu nationaler und in ternationaler Zusam m en­
arbeit tun dazu das ihrige. Im  w irtschaftlichen Bereich 
können n u r noch G roßunternehm en die G elder aufbringen, 
die die Forschung erfordert. Die m ittlere und kleinere 
Industrie  braucht staatliche Hilfe, und die Stim m en w er­
den im m er lauter, die den S taat aufrufen, e r  möge die 
w issenschaftlichen V oraussetzungen fü r die w irtschaftliche 
Produktion (einschließlich der technischen Entwicklung) in 
w eit größerem  Um fange schaffen als bisher. Daß m an 
dort, wo reine W issenschaft aus W ahrheitssuche betrieben 
w ird, heute ohne staatliche Förderung nicht m ehr aus­
kommt, erscheint selbstverständlich.

Nun m uß aber staatliche Förderung keineswegs staatlichen 
Dirigism us bedeuten, sondern m an m uß sich vor Augen 
führen, daß es zwei gleichberechtigte Prinzipien öffent­
lichen W irkens gibt: au toritative Führung  durch S taa ts ­
organe und genossenschaftliche Selbstverw altung. Dieses 
zweite P rinzip ist besonders der parlam entarisch-dem okra­
tischen S taatsform  gem äß; so ist es kein Zufall, daß G roß­

britannien  Vorbild sowohl fü r P arlam entarism us wie für 
Selfgovernment wurde. Unsere westliche W elt beruh t auf 
der P o laritä t von A utorität und Freiheit, wobei der G rund­
satz gilt: soviel A utorität wie nötig, soviel F reiheit wie 
möglich. Dem entspricht das Subsidiaritätsprinzip in der 
Soziallehre, nach dem dem einzelnen überlassen bleibt, 
was er leisten kann, und die kleinere Gem einschaft solange 
den V orrang vor der größeren haben soll, als die größere 
nicht überw iegende Vorteile m it sich bringt. Natürlich 
kann nicht geleugnet werden, daß die technisierte M assen­
w elt von heute einen Trend zur größeren Gruppe, d. h. 
letzten Endes zur staatlichen F ührung und dam it auch 
zum A utoritätsprinzip hat. G erade weil das so ist, gilt es 
im Interesse der Freiheit des einzelnen und der kleineren 
Gemeinschaften im m er w ieder in V erantw ortung sich zu 
fragen, ob im Einzelfall Zentralisierung und V erstaat­
lichung wirklich unumgänglich sind, und nicht zu schnell 
und unbedenklich dem Sog zu erliegen, den unsere M assen­
w elt erzeugt.

III.

U ntersuchen w ir die W issenschaft darau f hin, welche Ver­
w altungsform  sie erfordert, so m üssen w ir w ieder w issen­
schaftliche Lehre und wissenschaftliche Forschung trennen. 
Die Lehre vollzieht sich fast ausschließlich in den w issen­
schaftlichen Hochschulen, in denen akadem ische Selbst­
verw altung und S taatsverw altung im ganzen sinnvoll und 
gut Zusammenarbeiten. W ir w erden unsere Überlegungen 
heute auf die Forschung beschränken. Bei ih r m üssen w ir 
unterscheiden: die eigentlichen Forschungsinstitute und 
die O rganisationen der Forschungsförderung, die nicht 
eigene Institu te  tragen, sondern — vor allem durch finan­
zielle Zuwendungen — die Forschungen anderer und die 
Ausbildung des Nachwuchses fördern.

Forschungsstätten sind im öffentlichen Bereich: 
die Institu te  der wissenschaftlichen Hochschulen, 
die Akadem ien der W issenschaften, 
die Institu te  der M ax-Planck-Gesellschaft, 
verschiedene B undesanstalten und A nstalten der 

L änder und Gemeinden.

Institutionen der Forschungsförderung im öffentlichen 
Raum  sind — neben Bund und Ländern  — vor allem 

die Deutsche Forschungsgem einschaft, 
der Deutsche Akademische Austauschdienst, 
die A lexander-von-H um boldt-S tiftung, 
die S tudienstiftung des Deutschen Volkes, 
das Deutsche Studentenw erk.

Diese fünf Institutionen bilden zusam m en m it den w issen­
schaftlichen Hochschulen, den A kadem ien der W issen­
schaften und der M ax-Planck-G esellschaft die sogenann­
ten „Selbstverw altungsorganisationen der W issenschaft“ ')• 
W ir haben sie an anderer Stelle genauer u n te rsu c h t1 2) und 
sie folgenderm aßen definiert:
— Sie sind Personenvereinigungen m it Rechtspersönlich­
keit — repräsen ta tiv  fü r die W issenschaft als A ufgaben­
gebiet von öffentlicher Bedeutung und überw iegend aus 
W issenschaftlern bestehend —, die auf genossenschaft­
licher G rundlage m it staatlicher Anerkennung, aber in 
E igenverantw ortlichkeit im A llgem eininteresse handeln. — 
Die staatliche V erw altung verkörpert m ehr das A utoritä ts­
prinzip, die Selbstverw altungsinstitutionen m ehr das F re i­
heitsprinzip. Daß die Selbstverw altung im W issenschaf ts- 
bcreich eine besondere B edeutung hat, ist einleuchtend, 
wenn m an an den in Art. 5 der V erfassung garantierten , 
sich aus dem Wesen der W issenschaft ergebenden G rund­
satz denkt: „Forschung und Lehre sind frei.“

Die entscheidende Frage ist nun, w ie m an in der P rax is 
S taatsverw altung und Selbstverw altung sinnvoll gegen-

1) In der Praxis der Forschungsförderung spielen auch private Or­
ganisationen eine große Rolle, vor allem der Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft, die Stiftung Volkswagenwerk, die Fritz- 
Thyssen-Stlftung, die Görres-Gesellschaft zur Pflege der Wissen­
schaft ,im katholischen Deutschland. Dies gilt ebenso von einigen 
Organisationen, die primär aus Gründen der Wirtschaftsförderung 
entstanden sind, wie die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For­
schungsvereinigungen (AIF) und die Fraunhofer-Gesellschaft zur 
Förderung der angewandten Forschung. Von ihnen allen können 
wir in unserem Zusammenhang, wo es um die Abgrenzung von 
Staatsverwaltung und Selbstverwaltung der Wissenschaft geht, ab- 
sehen.
2) Vgl. Kurt Zierold „Selbstverwaltungsorganisationen der Wissen­
schaft in der Bundesrepublik“ in „Die öffentliche Verwaltung“, 
Stuttgart 1961, S. 686 f.
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einander abgrenzt. Diese Abgrenzung ist Voraussetzung 
für eine gute und enge Zusam m enarbeit, die unbedingt 
nötig ist. Eine A ntw ort w ird  sich am leichtesten finden 
lassen, wenn m an die Vorteile beider V erw altungen ein­
ander gegenüberstellt.

Die positiven Seiten der Selbstverw altung scheinen uns 
im folgenden zu liegen:

1. Was juristisch Selbstverw altung heißt, bedeutet ethisch 
Selbstvcrantw ortung in Freiheit.
Selbstverantw ortung ist das Prinzip des reifen Men­
schen und das eines reifen Staates. Sie ist ein W ert in 
sich, nicht zuletzt, w eil sie die Bereitschaft zur In itia ­
tive und die A rbeitsfreudigkeit steigert.

In der Selbstverw altung der W issenschaft kom m t der 
Sachverstand der Forscher unm itte lbarer und stä rker 
zur Geltung, weil Fachwissen und V erw altung hier eine 
Personalunion eingegangen sind.
Nehmen w ir als Beispiel die Deutsche Forschungs­
gemeinschaft. Bei ih r w ird jeder A ntrag  auf Forschungs­
förderung m indestens drei G utachtern vorgelegt, die 
aus freien und geheimen W ahlen aller deutschen F or­
scher hervorgegangen sind. In vielen Fällen w erden 
außerdem  Spezialisten als Sondergutachter hinzu­
gezogen. Die Entscheidung liegt bei dem H auptausschuß 
der Forschungsgem einschaft, der überwiegend w ieder 
aus Forschern besteht, außerdem  aus führenden P er­
sönlichkeiten des Bundes, der Länder und der W irt­
schaft. Die G ründlichkeit und Sorgfalt dieses V erfah­
rens ist kaum  zu überbieten, w as fü r Geldem pfänger 
wie für G eldgeber ein G rund der Beruhigung und des 
V ertrauens sein kann.

3. Die Selbstverantw ortungsorganisationen, insbesondere 
die privatrechtlich organisierten, können unbürokra ti­
scher arbeiten  als S taatsstellen; das w ird beispielsweise 
bei einem Vergleich von M ax-P lanck-Institu ten  m it 
staatlichen Forschungsanstalten deutlich. Die M ax- 
P lanck-Institu te  sind viel beweglicher und flexibler in 
ih rer H aushaltsgestaltung, sie sind schneller in ihren 
Entschlüssen, w eniger durch schwerfällige Vorschriften 
über K assenführung, E tatanm eldungen, Berichtswesen 
und Laufbahnbestim m ungen gehem m t und von keinem 
finanziellen Fallbeil am Ende des E ta tjah res bedroht.

Als positive Seite staatlicher V erw altung erscheint uns 
folgendes:

1. Der S taat kann im Einzelfall schneller handeln. Wie 
das parlam entarisch,dem okratische System langsam er 
im Fassen und Verwirklichen von Entschlüssen ist als 
die au to ritären  Staatsform en, so ist in der V erw altung 
das genossenschaftliche V erfahren zeitraubender als 
das staatlicher A utorität. Die Langsam keit ist in beiden 
Fällen ein Opfer, das m an der F reiheit bringt. Es gibt 
aber Situationen, vor allem  in Notzeiten, in denen man 
im Interesse der Beschleunigung m it der E inschränkung 
von Freiheitsrechten einverstanden sein muß.

2. Der S taat kann besser politische und w irtschaftliche 
G esichtspunkte berücksichtigen als die Selbstverw al­
tungsorganisationen, die sich im m er p rim är von w issen­
schaftlichen Ü berlegungen leiten lassen werden. Daß 
alle m ilitärische Zweckforschung, die der Geheim ­
haltung bedarf, staatlicher Führung  Vorbehalten bleibt, 
erscheint selbstverständlich.

3. Wo Forschung in Entw icklung übergeht, d. h. wo es 
sich nicht m ehr um Gewinnung neuer E rkenntnisse 
handelt, sondern darum , gewonnene E rkenntnisse zu 
erproben und praktisch auszuw erten, ist der S taat zu­
ständiger als die Selbstverw altung (soweit man das 
S tadium  der Entw icklung und Erprobung nicht über­
haup t der W irtschaft überlassen kann).

Aus diesem K atalog der Vorzüge von S taats- und Selbst­
verw altung ergibt sich folgende allgem eine Richtlinie:

Da die Forschung nach ihrem  Wesen und aus V erfassungs­
gründen in besonderem  Maße der F reiheit bedarf, soll man 
sie soweit wie möglich den Selbstverw altungsorganisatio ­
nen der W issenschaft und sonstigen halböffentlichen oder 
p rivaten  Institutionen, die das genossenschaftliche Prinzip 
vertreten , überlassen. U nm ittelbarer staatlicher Fiihi'ung 
ist die m ilitärische Forschung reserv iert und die Forschung, 
die p rim är un te r politischen und w irtschaftlichen Gesichts­
punkten notwendig ist, soweit die w irtschaftsnahe For- 
schung nicht der P rivatin itia tive der W irtschaft allein an ­
v ertrau t bleiben kann. Das Gleiche gilt fü r das auf die 
angew andte Forschung folgende Stadium  der Entwicklung 
und Erprobung.

IV.

4. Das H andeln der Selbstverw altungsorganisationen ist 
erheblich durchsichtiger als das der S taatsstellen. Die 
Ö ffentlichkeit w ird genauer über sie unterrichtet. Fast 
alle Selbstverw altungsorganisationen geben gründliche 
jährliche Rechenschaftsberichte in Buchform heraus; 
sie sind fü r jeden S taatsbürger einzusehen, schon weil 
sie in den öffentlichen Bibliotheken erhältlich sind. 
Nehmen w ir als Beispiel w ieder, die Deutsche F or­
schungsgem einschaft als die um fassendste der Selbst­
verw altungsorganisationen. In  ihrem  Jahresberich t w ird 
jede einzelne Bewilligung m it dem Nam en des Bedach­
ten und u n te r Angabe des Forschungsthem as ver-

• öffentlicht. D am it stellt sich die Forschungsgem einschaft 
der K ritik  der Fachgenossen im In - und A usland und 
der Geldgeber, d. h. jeden S teuerzahlers.’D arüber hinaus 
w erden in vertraulichen Listen die finanziellen, sach­
lichen und personellen E inheiten jeden A ntrags allen 
H auptausschußm itgliedern, d. h. 15 Forschern, 6 V er­
tre te rn  von K ultusm inisterien, 6 V ertretern  von B un­
desm inisterien und 2 V ertretern  der W irtschaft m it­
geteilt. Schließlich w erden sämtliche Hochschulverwal­
tungen, auch soweit sie nicht im H auptausschuß v er­
treten  sind, von den sie berührenden  Entscheidungen 
unterrichtet. H ier geschieht nichts im Dunkeln. Daß die 
Selbstverw altungsorganisationen, da sie alle öffentliche 
G elder erhalten, genauso wie die S taatsstellen  von den 
Rechnungshöfen geprüft w erden, ist selbstverständlich, 
die Deutsche Forschungsgem einschaft z. B. nicht nu r 
von einer p rivaten  Revisions- und Treuhandgesellschaft, 
sondern außerdem  von dem Bundesrechnungshof und 
dem Rechnungshof des Landes N ordrhein-W estfalen.

5. Die Selbstverw altungsinstitu tionen können leichter als 
es S taatsstellen  möglich ist, das Ergebnis un terstü tz ter 
Forschungsvorhaben w ürdigen und ausw erten. Die F or­
schungsgem einschaft legt z. B. die jährlich z u ‘e rs ta tten ­
den Berichte der un terstü tzten  Forscher ihren Fach­
gutachtern vor, gibt kritische Ä ußerungen vor allem  an 
die S tipendiaten und Nachwuchsforscher w eiter, v e r ­
ansta lte t Kolloquien, um  Forscher benachbarter A rbeits­
gebiete zusam m enzubringen, und verh ilft vielen F or­
schungsarbeiten zum Druck.

Eine besondere Behandlung erfordern  die Fragen der 
Forschungsplanung und der internationalen  Forschung.

Man spricht w ieder viel von F o r s c h u n g s p l a n u n g ,  
nachdem das W ort lange Zeit verpönt w ar; es m acht m an­
chem allerdings auch heute noch Unbehagen. W enn es jetzt 
auch 30 Jah re  her ist, seit die große Freiheitsberaubung in 
Deutschland begann, so erinnern  sich doch noch allzuviele 
daran, daß das W ort P lanung das S ignal- und T arnungs­
w ort fü r diese Freiheitsberaubung w ar. Forschungsplanung 
hieß: Nicht der Forscher bestim m te, w as geforscht w erden 
sollte, sondern der M achthaber; er griff in Them atik und 
M itarbeiterstab  ein, er bestim m te, fü r welche Forschung 
es Geld gab, wobei er sich selten von wissenschaftlichen, 
sondern m eist von politischen G esichtspunkten leiten ließ. 
Diese Forschungsführung und Forschungsplanung lehnt 
jeder leidenschaftlich ab, der sie erleb t hat. Es gibt eine 
Forschungsplanung ohne Freiheitsentzug, w ie sie z. B. die 
Deutsche Forschungsgem einschaft seit Jah ren  in ihren 
Schw erpunktprogram m en durchführt, und sie sollte ein 
wenig dazu m ithelfen, die aus trüben  Erinnerungen ge­
nährte  Allergie gegen das W ort P lanung zu heilen. Die 
Schw erpunktprogram m e der Forschungsgem einschaft sind 
aus freiem  Entschluß führender Fachleute des betreffen ­
den Gebiets entstanden; auf niem anden w ird ein Druck 
ausgeübt, sich an den wissenschaftlichen A rbeiten zu be­
teiligen. Es w erden nur besondere M ittel denen zur V er­
fügung gestellt, die L ust haben mitzumachen. Ü ber die 
großen Erfolge dieser Schw erpunktprogram m e, in vielen 
w issenschaftlichen Veröffentlichungen dokum entiert, be­
steh t allgem eine Einigkeit. Sie w eiter auszubauen ist, 
wenn das Geld zur Verfügung gestellt w ird, leicht möglich. 
Wenn m an fragt, wie auf dem Gebiet der Schw erpunkt­
planung S taat und Selbstverw altung Zusam menwirken sol­
len, so scheint die A ntw ort leicht: Die P lanung von 
Schw erpunkten aus wissenschaftlichen G ründen überlasse 
m an der Selbstverw altung; soweit Schw erpunkte aus 
m ilitärischen, politischen und w irtschaftlichen G ründen 
nötig sind, plane der Staat. Die D urchführung der Schwer­
punktprogram m e überlasse m an der Selbstverw altung, 
Soweit sie in ihrem  A ufgabengebiet liegen; soweit das nicht 
der Fall ist, insbesondere w enn neue Hochschulinstitute
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oder wissenschaftliche S taatsinstitu te  gegründet w erden 
müssen, tue der S taa t selbst das Erforderliche, bei Hoch­
schulinstituten natürlich im Zusam m enw irken m it der 
akadem ischen Selbstverw altung.
Wie die Forschungsplanung sollte auch die i n t e r n a t i o ­
n a l e  F o r s c h u n g  ein Gebiet freundschaftlichen Zu­
sam m enw irkens von S taa t und Selbstverw altung sein. 
Auch h ier heiße es zunächst: freie Betätigung auf in te r­
nationalem  Gebiet fü r alle Selbstverw altungsorganisatio ­
nen und alle wissenschaftlichen Fach verbände; Hilfe des 
S taats bei der G ründung und V erw altung in ternationaler 
w issenschaftlicher Institute, staatliche Führung bei jenen 
in ternationalen  U nternehm ungen, die von überragender 
politischer und w irtschaftspolitischer B edeutung sind, z. B. 
A tom technik und W eltraum fahrt.

V.

Abschließend ist zu sagen:
Die W issenschaft bedarf m ehr als andere Lebensgebiete 
der F reiheit und daher auch der Selbstverwaltung.
Die S taatsverw altung  m uß sich der W issenschaft sehr viel 
m ehr annehm en als b isher geschehen.
Eine enge Z usam m enarbeit beider V erw altungsform en ist 
dringend nötig. Es gibt Gebiete k la re r Scheidung: z. B. für 
m ilitärische Forschung die S taatsverw altung, für geistes­
wissenschaftliche Forschung im Regelfall die Selbst­
verw altung.
Daneben gibt es Gebiete des M iteinander: z. B. w eite Ge­
biete der naturw issenschaftlichen und technischen F or­
schung.
D arüber hinaus ist es die große Aufgabe des Staats, die 
Selbstverw altungsorganisationen m itzufinanzieren. Ist der 
S taat dam it überfordert?

W ir w iederholen, was w ir an anderer Stelle sa g te n 3):
— „Die echte B ejahung des Selbstverw altungsprinzips 
fordert von einem Politiker, sei er M inister oder Abgeord- * * * 4 5

:i) Kurt Zierold „Selbstverwaliungsofganisationen der Wissenschaft
in der Bundesrepublik“ in „Die öffentliche Verwaltung“, Stuttgart
1961, S. 693 f.
4) Ministerialdirektor Viaion sagt in seinem Kommentar zur Haus­
haltsordnung („Haushaltsrecht“, 2. Aufl., Berlin 1959, S. 514) mit 
Recht: „Auf dem Gebiet der verstärkten Einschaltung der Selbst­
verwaltung versagen Haushaltsplan und Bewirtschaftung von Jahr 
zu Jahr. So verständlich die umgekehrte Erscheinung wäre, ist 
immer wieder festzustellen, daß Behörden zu einer Weitergabe von 
Arbeit an Dritte (außerhalb des Behördenbereichs) nicht neigen.“
5) Referat auf dem 22. Parteitag der KPdSR, Prawda, 19. Oktober 
1961, zitiert bei Wolfgang Leonhard „Sowjet-Ideologie heute“, 
Frankfurt/M., 1962, S. 259.

neter, ein hohes Muß von staatspolitischer Einsicht. Poli­
tiker sein heißt, aus Leidenschaft m it der Macht umgehen, 
auf M achterhaltung und Machtgewinn aus sein. F ür das 
natürliche Gefühl des Politikers gilt der Satz: „Wer zahlt, 
herrscht!“ Selbstverw altungsorganisationen finanziell för­
dern und auf die staatliche Entscheidungsbefugnis ver­
zichten: das muß sich der Politiker im m er w ieder neu ab ­
ringen. N ur in reifen Dem okratien ist das möglich. Es wird 
im m er w ieder Rückfälle geben, und die Selbstverw altung 
ist in ständigem  V erteidigungszustand. Im Verteidigungs­
zustand auch gegen das E rw eiterungsstreben vieler Mini- 
sterialvertre ter. Es sind nicht die schlechtesten, weil es die 
aktivsten sind, die zur Expansion drängen, und da man 
anderen M inisterien schwer Zuständigkeiten entreißen 
kann, liegt es nahe, sich an die politisch im m er schwäche­
ren Selbstverw altungsorganisationen zu halten '). Nur 
staatsm ännische Einsicht und die Bereitschaft zum M aß­
halten auf seiten der B ehördenvertreter schützen die 
Selbstverw altungsorganisationen vor Einbrüchen in ihren 
Bereich oder ermöglichen gar die Ü bertragung neuer 
Aufgaben auf sie. Diese Selbstbescheidung der Behörden 
w ird allerdings dadurch ein wenig erleichtert, daß die 
öffentliche M einung in der B undesrepublik betont selbst­
verw altungsfreudig ist. Das veran laß t auch m anchen Poli­
tiker zum Lob der Selbstverwaltung.. H ier wie sonst ist 
aber oft ein w eiter Weg vom W ort zur T at.“
Zum Schluß ein Blick nach Osten. Die P rax is des Bolsche­
wismus ist jeder Selbstverw altung feindlich. Die Sow jet­
union und alle ihre Satelliten sind zentralistisch: Alles 
hängt von einer staatlichen K om m andostelle ab, die für das 
Prinzip der Selbstverw altung in Freiheit keinen Raum 
läßt. In teressan t bleibt aber die B edeutung der Selbstver-^ 
w altung in der m arxistischen Theorie, denn sie besagt: 
E inst w ird der Kommunismus rein verw irklicht werden, 
dann s tirb t der S taat ab und es gibt n u r noch Selbstver­
w altungsorganisationen! Oder m it den W orten C hru­
schtschows r>):

„Der S taa t w ird noch lange nach dem Sieg der ersten 
Phase des Kommunismus bestehen bleiben. Der Prozeß 
des A bsterbens des S taates w ird äußerst langwierig 
sein, w ird eine ganze historische Epoche um fassen und 
erst dann vollendet sein, w enn die Gesellschaft völlig 
für die Selbstverw altung reif geworden ist.“

Die Sowjetideologie macht es m it der Selbstverw altung wie 
mit der Freiheit; sie erkennt diese hohen W erte an, aber 
verw eist sie ins Land Utopia! Es gehört zu den Aufgaben 
des W estens in seinem K am pf gegen die W eltherrschafts­
bestrebungen des Kommunismus, durch die T at zu bew ei­
sen, daß Selbstverw altung kein Z ukunftstraum  ist, sondern 
W irklichkeit in einer freiheitlichen Welt.

Kulturpolitische „ Flurbereinigung ”
Wichtige Beratungen der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder

HD — Auf der B eratung kulturpolitischer Fragen lag ein 
sta rker Akzent der M inisterpräsidentenkonferenz der L än­
der vom 10.—12. Jun i in Saarbrücken, wie auch die F inan ­
zierung neuer Hochschulen und Einzelpnobleme der Hoch­
schulreform  auf der Tagesordnung standen. In einem G rund­
satzbeschluß wiesen die M inisterpräsidenten darau f hin, 
daß die „unsystem atische Förderung der verschiedensten 
Aufgaben in den H aushalten des Bundes und der L änder“ 
die bundesstaatlichen Beziehungen belastet und nicht der 
ordnungsgem äßen E rfüllung dieser Aufgaben dient. D aher 
soll eine einw andfreie K lärung herbeigeführt werden, 
welche A ufgaben n u r gemeinschaftlich von Bund und L än ­
dern w ahrgenom m en w erden können und welche A uf­
gaben eindeutig in die Zuständigkeit des Bundes oder der 
Länder fallen. Die F inanzierung von Länderaufgaben und 
andererseits der Entzug von Länderm itteln  durch den Bund 
seien verfassungsrechtlich unzulässig und finanzpolitisch- 
nicht vertre tbar. Soweit die K räfte eines Landes in seinem 
Zuständigkeitsbereich überfordert werden, „müssen die 
Länder gem einsam  die. finanzielle Förderung dieser A uf­
gaben w ahrnehm en oder durch einen entsprechenden Aus­
gleich un tere inander gew ährleisten“. Die Selbständigkeit 
der Länder und ih rer H aushaltsm ittel sei auch dadurch 
beeinträchtigt, daß der Bund die H ergabe seiner M ittel 
von der gleichzeitigen B ereitstellung von Landesm itteln 
abhängig mache. Die M inisterpräsidenten beauftragten  zu­
gleich eine Kommission, bestehend aus den Regierungs­
chefs von N ordrhein-W estfalen, Baden-W ürttem berg, H am ­
burg, Hessen und Schleswig-Holstein, G rundlagen für 
kom m ende V erhandlungen zwischen Bund und Ländern

zu erarbeiten. Die Behandlung des Entw urfs eines Ver­
w altungsabkom m ens zwischen Bund und L ändern zu ij^^  
Förderung kulturpolitischer Aufgaben w urde d e m g e m ä f^ ^  
bis zur nächsten Konferenz zurückgestellt.
Dam it dürfte auch die am 16. Mai vom Bundestag ein­
stim m ig beschlossene A ufforderung an die Bundesregie­
rung, über dieses V erw altungsabkom m en beschleunigt zu 
verhandeln, vorerst nicht zu praktischen Konsequenzen 
führen. A ngestrebt w urde eine solche Zuständigkeits­
abgrenzung bereits seit 1958, wobei der Bundestag an ­
gesichts der ergebnislosen Bem ühungen bereits am  1. Juli 
1960 eine ähnliche A ufforderung einstim m ig beschloß. 
A llerdings geht es bei den jetzigen Überlegungen der M ini­
sterpräsidenten  nicht allein um Finanzierungs- und Ver­
w altungsfragen. V ielm ehr w ird gleichzeitig eine um fas­
sende Regelung sachlicher Fragen zwischen Bund und L än­
dern angestrebt, um „die unfruchtbare verfassungspoli­
tische A useinandersetzung“ zu beenden und einen „Ver­
fassungsfrieden von D auer“ herzustellen. Der künftigen 
Entw icklung w ird m an also wohl größte Bedeutung zu­
m essen müssen.
Die baldige Verwirklichung der P läne zur G ründung neuer 
Hochschulen sei im allgem einen Interesse geboten und die 
G ründung selbst sei als eine Aufgabe der L änder an ­
zusehen, erk lärten  die M inisterpräsidenten in einem w ei­
teren  Beschluß. Die F inanzierung soll durch Abkommen 
gesichert werden, welche die F inanzkraft und die eigenen 
Leistungen der einzelnen L änder für ihre w issenschaft­
lichen Hochschulen berücksichtigt. Die Konferenzen der 
F inanz- und K ultusm inister w urden beauftragt, Einzel-
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heilen für diese Regelung bis zum Jahresende auszu­
arbeiten.

Nun ist dam it — wie zu hören w a r — eine Beteiligung des 
Bundes an dieser F inanzierungsaufgabe keineswegs, auch 
nicht stillschweigend, ausgeschlossen. A llerdings haben die 
L änder ausdrücklich ihre Bereitschaft erk lärt, h ier ihre 
eigenen Mittel, gegebenenfalls durch einen Finanzausgleich, 
zunächst einzusetzen. Zur D ebatte steht wahrscheinlich 
ein gem einsam er Fonds, in den die L änder gemäß ihrem 
Steueraufkom m en gem einsam Beträge einbringen. Es kann 
aber durchaus auch zu m ehreren Abkommen jeweils für 
die einzelnen neuen Hochschulen kommen. Allerdings ist 
m it schnellen Ergebnissen nicht zu rechnen, da die E n t­
w ürfe vor Jahresende nicht vorliegen w erden und dann 
noch un ter U m ständen der Ratifizierung durch die Land­
tage bedürfen. Ob und wie sich schließlich noch der Bund 
beteiligt, steh t vorerst dahin. V eranlaßt w urde dieser Be­
schluß durch einen Vorschlag von Bremen, wom it erstm als 
die anderen L änder m it der N eugründung in Bremen 
offiziell befaßt w aren.
Die ohne zwingenden G rund fortgesetzt verlängerte Dauer 
des S tudium s in vielen Fächern und die trotz aller s ta a t­
lichen A usbaupläne dadurch verringerte A usbildungskapa­
zität der bestehenden Hochschulen w erde m it Sorge beob­
achtet, heißt es in einem w eiteren Beschluß der Hochschul­
reform . Die K ultusm inisterkonferenz w ird gebeten, zu­
sammen m it den wissenschaftlichen Hochschulen zu prüfen, 
wie die durchschnittliche D auer des Studium s w ieder auf 
ein vertre tbares Maß zurückgeführt w erden kann. Die 
Em pfehlungen des W issenschaftsrats seien dabei ebenso

zu berücksichtigen wie auch eine Revision der P rüfungs­
ordnungen vorgenom m en w erden müsse.

Insgesam t 17 Tagesordnungspunkte der M inisterpräsiden­
tenkonferenz w aren im w eitesten Sinne kulturpolitischen 
Them en gewidmet. Die Skala reichte von einer angestreb ­
ten engeren Zusam m enarbeit zwischen Bund und Ländern 
auf dem Gebiet der ausw ärtigen K ulturbeziehungen bis 
zur F inanzierung des Deutschen Elektronen-Synchrotons 
(DESY). Diese Beratungen der M inisterpräsidenten erschei­
nen insgesam t als bedeutsam . Dam it w urden die R essort- 
problcm e der K ultusm inister auf eine allgem einpolitische 
Ebene gehoben. Z ielpunkt ist eine grundsätzliche F lu r­
bereinigung des V erhältnisses zwischen Bund und Ländern, 
aber auch der Zusam m enarbeit der L änder untereinander. 
Dabei sollten die auch in Zukunft zu erw artenden  Schwie­
rigkeiten und Verzögerungen nicht überbew ertet werden. 
Unsere bundesstaatliche G rundordnung schreibt nun ein ­
mal den Ländern nicht nu r die K ulturaufgaben, sondern 
in Art. 30 des G rundgesetzes auch „die A usübung der 
staatlichen Befugnisse und die E rfüllung der staatlichen 
A ufgaben“ in erster Linie zu, und garan tie rt ihnen in 
Art. 106 auch die hierzu notwendigen H aushaltsm ittel. Es 
w ird nun darau f ankom men, bald und in prak tikab ler 
Form  die Konsequenzen zu ziehen, ohne die Gem einsam ­
keit a ller Aufgaben zu übersehen und heillose Zersplitte­
rung der K räfte herbeizuführen. Es geht nicht um eine 
unfruchtbare R ivalität von Bund und Ländern. Die recht­
lich und sachlich gebotene Zuordnung der Aufgaben soll 
vielm ehr erreicht werden, und das endlich in k lar kon­
zipierten und dauerhaften  Vereinbarungen.

Kultusministerkonferenz berät Hochschulprobleme
Neue Vorschläge für das Honnefer Modell

HD — In B eratungen über die N euordnung der D arlehens­
vergabe und über die V erbesserung der Bem essungsgrund­
lage fü r die S tipendien des H onnefer Modells sowie über 
die V erkürzung der S tudienzeiten befaßte sich die 96. P le ­
narsitzung der K ultusm inisterkonferenz am  27./28. Jun i in 
Bonn un te r Vorsitz des Brem er B ildungssenators Willy 
Dehnkam p m it wichtigen Hochschulfragen. Nach A uffas­
sung der K ultusm inister soll die Förderung im Rahm en 
des H onnefer Modells in den ersten  beiden Sem estern aus­
schließlich durch Stipendien erfolgen, w ährend anschlie­
ßend zu 60 Prozent S tipendien und zu 40 Prozent Darlehen 
vergeben w erden, bis die gesam te D arlehenssum m e 
2 500,— DM erreicht hat. Von diesem Darlehen sind nach 
erfolgreich bestandenem  Exam en 1 000,'— DM zu erlassen, 
so daß die D arlehensbelastung keinesfalls 1 500,— DM 
übersteigt. Die Stipendienhöhe soll einheitlich für die A n­
fangsförderung, w ährend der in den vorlesungsfreien Mo­
naten keine Förderung gew ährt w ird, und fü r die H aup t­
forderung 250,— DM m onatlich betragen. Die Freibeträge 
für die Bem essungsgrundlage w erden nach diesen Vor­
schlägen fü r jedes E lte rnpaar auf 700,— DM und für jedes 
unversorgte Kind auf 220,— DM monatlich angehoben, so 
daß z. B. das Kind einer vierköpfigen Fam ilie noch bei 
einem elterlichen Einkom m en von 920,—1 DM m it einem 
vollen Stipendium  rechnen kann.

Der D arlehensvergabe zu einem früheren Zeitpunkt als bis­
her haben die K ultusm inister dam it prinzipiell zugestimmt, 
um so eine angem essene Beteiligung und Ü bernahm e der 
V erantw ortung der geförderten S tudenten fü r ihre A usbil­
dung zu erreichen, w ie Senator D ehnkam p vor der Presse 
in Bonn ausführte. Die E inführung von D arlehen vom 
Studienbeginn an fand jedoch nicht die Billigung der K ul­
tusm inisterkonferenz, da dieses von der A ufnahm e des 
Studium s abschrecken könnte. Es komme nach wie vor auf 
die W ürdigkeit und B edürftigkeit der G eförderten an und 
das H onnefer Modell sei nicht als reine Begabtenförderung 
anzusehen, betonte Senator Dehnkam p. Man sei sich einig, 
daß die S tipendien auch m ehr K indern aus A rbeiterkreisen 
ein S tudium  ermöglichen sollten, daher könne man das 
Schuldenmachen nicht an den Anfang der Förderung stellen. 
Ü ber die V erw irklichung dieser Vorschläge, die einen Kom­
prom iß zwischen den V orstellungen aller Beteiligten d a r ­
stellen, m uß je tzt m it dem Bund als dem zweiten Geldgeber 
verhandelt werden. Auch der E rlaß neuer Richtlinien zur 
D urchführung ist zu erw arten . Dennoch besteh t die berech­
tigte Hoffnung, daß die neuen Regelungen noch zum W in­
tersem ester 1963/64 in K raft treten, erk lärte  Senator D ehn­
kam p. Rund 25 Mill. DM an M ehraufw endungen pro Ja h r 
w erden fü r die V erbesserung der Bem essungsgrundlage 
notwendig sein, so daß die G esam tausgaben von Bund und

Ländern für das Honnefer Modell in diesem Ja h r  voraus­
sichtlich 100 Mill. DM übersteigen und 115 Mill. DM im 
nächsten J a h r  erreichen werden.

Mit den Möglichkeiten zur V erkürzung der ohne ersicht­
lichen G rund stets länger w erdenden Studienzeiten in vie­
len Fächern befaßte sich die K ultusm inisterkonferenz in 
w eiteren Beratungen. Die von der K ultusm inisterkonferenz 
und der W estdeutschen R ektorenkonferenz gem einsam ge­
bildete Kommission für Prüfungsfragen w urde ersucht, 
Einzelvorschläge zu diesem Problem kreis auszuarbeiten. 
W ährend die Kommission und ihre 15 Fachkommissionen 
ursprünglich n u r m it der Koordinierung der P rüfungsord ­
nungen zur W ahrung der Freizügigkeit zwischen den Hoch­
schulen be trau t war, soll sie nun untersuchen, w ie durch 
eine Revision der P rüfungsordnungen eine V erkürzung der 
S tudienzeiten erreicht w erden kann. Auch sonstige M aß­
nahm en sollen in diesem Zusam m enhang erwogen werden.

W eiterhin befaßte sich die K ultusm inisterkonferenz m it der 
V erlängerung des K önigsteiner Staatsabkom m ens, mit 
einem Bericht über den Lehrerm angel an Volksschulen und 
m it der Behebung dieser Notstände, m it der Festsetzung 
der Som m erferienordnung der Schulen in diesem Jah r, m it 
einer R ahm envereinbarung für Büchereischulen und mit 
der V eranstaltung eines UNESCO-Seminars zur Förderung 
der Ö ffentlichkeitsarbeit der M useen 1963 in Essen.

In dem Bericht über die Deckung des Lehrerbedarfs für die 
Volksschulen w erden zahlreiche kurzfristige und lang ­
fristige M aßnahm en vorgeschlagen, wobei die K ultus­
m inisterkonferenz vom G rundsatz ausgeht, daß die Hoch­
schulausbildung der L ehrer unangetaste t bleiben muß. Eine 
Erhöhung der A biturientenzahlen, die W eiterentw icklung 
der lehrerbildenden Hochschulen, die in ih rer Anziehungs­
k raft nicht h in ter anderen akadem ischen A usbildungsstät­
ten Zurückbleiben dürfen, die W iedereinstellung ausgeschie­
dener Lehrerinnen und eine eigenständige Besoldungs­
ordnung fü r L ehrer sind die wichtigsten Z ielpunkte der 
em pfohlenen langfristigen M aßnahmen.

Im Blick auf die andauernden Diskussionen über das V er­
hältn is zwischen Bund und L ändern und nicht zuletzt h in ­
sichtlich der Finanzierungsproblem e der Hochschulneu­
gründungen betonte Senator Dehnkam p, daß nach Auf­
fassung der L änder die Beteiligung des Bundes an der 
Förderung von W issenschaft und Forschung in keinem 
Augenblick in Frage gestellt wurde. „Es ist der Gedanke 
nicht einm al aufgetaucht, daß es von nun an keine Gem ein­
sam keit zwischen Bund und L ändern geben solle.“ Die 
V erlängerung des Abkommens über den W issenschaftsrat 
sei z. B. ohne jede Schwierigkeit beschlossen worden.
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13. Hochschul verbandstag in Berlin

HD — Der 13. Hochschulverbandstag, zu dem — a lljä h r ­
licher Übung entsprechend — die R ektoren oder P ro rek to ­
ren der U niversitäten und wissenschaftlichen Hochschulen 
und die H ochschulverbandsvertreter zusam m enkam en, 
fand am 15. Jun i 1963 in der K ongreßhalle zu Berlin statt.

Nach § 1 seiner Satzung hat der Hochschulverband die Auf­
gabe, sich aller Fragen anzunehm en, die den W irkungskreis 
der H ochschullehrer in Forschung und Lehre und ihre 
Stellung in S taa t und Gesellschaft berühren, und die S tan ­
des- und w irtschaftlichen In teressen der Hochschullehrer 
bei Behörden und in der Ö ffentlichkeit zu vertreten . Wenn 
Prof. Felgentraeger, der über 12 Jah re  rührige und ver­
dienstvolle Präsident, in seiner Begrüßung als Aufgabe 
des Hochschulverbandes hervorhob, „den Hochschulver­
w altungen sachverständigen R a t“ zu geben, so muß diese 
A uffassung vielleicht m ehr am Ende eines „arbeitsreichen 
und unruhigen Ja h re s“ im W irken des H ochschulverbands­
vorstandes gesprochen als in bezug auf das volle Aus­
schöpfen der Satzung verstanden  sein.
Es darf nicht unerw ähn t bleiben, daß der P räsiden t im 
Rahm en seines Berichtes eine Übersicht über die A rbeits­
gebiete des Hochschulverbandes vorlegte, die des A bdruk- 
kes in den (blauen) „M itteilungen des H ochschulverbandes“ 
w ert ist, um vielen Kollegen bekannt zu werden, die von 
den praktischen Hilfsmöglichkeiten, dem Erfahrungsreich ­
tum  und der Sachkenntnis der Organe ih rer S tandesver­
tretung  wenig A hnung haben. Ü berschriften über Sach­
gebiete seien erw ähnt: Besoldungs- und Kolleggeldwesen, 
Beam tenrecht, Hochschullehrerrecht, Nebentätigkeitsrecht, 
A ssistentenrecht, Personelle Hochschulreform, Berufswesen, 
S tandesfragen, Statistische Erhebungen, In ternationale 
V ertretung, S teuerrccht, U rheber- und Verlagsrecht, 
M usterprozesse, Lastenausgleich, W iedergutm achungsrecht, 
U nterbringung am tsverdrängter oder geflüchteter Hoch­
schullehrer, V erw altung von U nterstützungskassen, Ver­
öffentlichungen u. a.; insgesam t und besonders im einzel­
nen also Aufgaben, die — w enn nicht hier — von keiner 
anderen O rganisation der ihre A ngelegenheiten selbst ver­
w altenden W issenschaftsgrem ien in gleicher K leinarbeit 
w ahrgenom m en w erden w ürden. Das e rk lä rt die Existenz­
berechtigung des H ochschulverbandes; und das anzuspre­
chen, gibt der 13. H ochschulverbandstag erneut zwingende 
Gelegenheit.
Und doch w ird dam it zugleich der Weg frei fü r eine k ri­
tische B erichterstattung über den V erlauf des Hochschul­
verbandstages selbst, in der Hoffnung, Verbandsdienliches 
und -förderliches auszusprechen.
Der Vollversam m lung am 15. Jun i 1963 gingen Sitzungen 
des Vorstandes, des Konventes der O rdinarien sowie des 
Konventes der N ichtordinarien voraus. V orberatungen in ­
nerhalb  eines V erbandes zur V ertretung der S tandesin ter­
essen, der selbst ständisch gegliedert w ird und der im 
G runde seines A ufbaues von der M itw irkung und A nwe­
senheit des Rektors als R epräsentanten  der Gesam t-Hoch­
schule die Ü berbrückung des spannungsgeladenen G rabens 
zwischen den O rdinarien und den N icht-O rdinarien (eigent­
lich ein fü r die Hochschulkorporation unw ürdig negativer 
Begriff!) erhofft. Solange aber diese kollegialen G ruppie­
rungen bleiben, sind die erw ähnten V orberatungen von 
Nutzen, um som ehr w enn es gelingt, nach getrennten  B era­
tungen im P lenum  ein D iskussions- und Beschlußgremium 
zu sein — ohne „F raktionen“.
Zur V ortragsveranstaltung am V orm ittag des 15. Jun i 
konnte der P räsiden t staatlicherseits S taa tssekre tär C artel- 
lieri (Bundesm inisterium  fü r W issenschaftliche Forschung) 
sowie S enatsdirektor Dr. Rau und R egierungsdirektorin Dr. 
Sengpiel (Senatsverw altung K unst und W issenschaft zu 
Berlin), den Vorsitzenden des W issenschaftsrates, Prof. 
Raiser, sowie von den W issenschaftsorganisationen Prof. 
Leussink (Vizepräsident der W estdeutschen R ektorenkon­
ferenz) und Prof. Lehnartz (Präsident des Deutschen A ka­
demischen Austauschdienstes) begrüßen.
F ü r den V ortrag hatte  der Hochschulverband — wohl etwas 
kurzfristig  — H errn  Prof. W enke, U niversität Hamburg, 
zugleich V orsitzender des G ründungsausschussej für die 
U niversität Bochum, gewonnen, der über das Them a 
sprach: „Der A kadem iker und die Hochschule“.

Es kann nicht Aufgabe eines kurzen Tagungsberichtes sein, 
die A usführungen W enkes eingehend zu kom m entieren. 
Der V erfasser w ird gewiß G elegenheit finden, seine A uf­
fassungen zur Diskussion zu stellen, einer Diskussion, der

leider nach dem Vortrag nicht Raum  gegeben w erden 
konnte. W arum  eigentlich nicht? Die anwesenden Hoch­
schulverbandsvertreter zählen doch zu dem in den P roble­
men des Gemeinwesens und der reform w ürdigen Hoch­
schule engagierten Teil der Hochschullehrerschaft.
W enke w idm ete vornehm lich den ersten Teil seiner Aus­
führungen dem Them a m it der These, daß heutzutage der 
Begriff „Akademische A usbildung“ so allgem ein zu fassen 
sei, daß von ihm aus auf kein gem einsames Bild vom 
A kadem iker geschlossen w erden könne, daß es also im 
G runde keine A kadem ikerschaft m ehr gäbe. „Der A kade­
m iker in Deutschland ist eine soziale K ategorie“ ; und m an 
meine, schon der S tudent sei Akadem iker. Dieser „sozial 
kategorische“ A spekt w ar es gewiß, der W enke zu zwei 
spezielleren V ortragsteilen führte : 1) zur Frage „Wie stellt 
sich die wissenschaftliche Hochschule zur Eingliederung 
neuer A usbildungsgänge“; und 2) zur Frage „Wie kann das 
Problem  der S tudienverlängerung gelöst w erden?“
Zur ersten  Frage bediente sich der V ortragende eines 
P lenarbeschlusses der W estdeutschen R ektorenkonferenz 
über die Vorbedingungen zur A ufnahm e neuer S tudien­
gänge. Es m uß einer Diskussion Vorbehalten bleiben, ob 
W enke die A uffassungen der Hochschulen recht in terp re ­
tiert hat, d. h. ob das verantw ortliche Abwägen der Hoch­
schulen gegenüber dem A ndrängen neuer A usbildungs­
bereiche zu wissenschaftlichem Studium  wirklich einer 
standesdünkelhaften Apologie gleichzusetzen ist. W enkes 
These „Es w ird nicht gelingen, akadem ische A usbildungs­
gänge an m ittlere A usbildungsstätten zurückzuverlegen“ 
ist vollens zuzustimmen, w enn m an der befangenen A uf­
fassung vom B A T-bestim m ter A kadem iker folgt. Zustim ­
mung dem gegenüber verdient die Schlußfolgerung Wenkes, 
daß „die anerkannte A ufnahm e eines neuen A usbildungs­
ganges nicht zum Ziel standespolitischcr Dynam ik w erden 
darf, sondern zum Beginn eines kritisch betrachteten und 
begleiteten W ettstreites“.
Der allseitigen Sorge um eine uferlose V erlängerung der 
Studienzeiten soll m it einer Ä nderung der M entalität aller, 
d. h. der Professoren und Studenten begegnet w erden; daß 
eine solche Einstellung sachdienlich zu dem Hinweis auf die 
notwendige Ä nderung der Aufgabe und der M ethodik des 
Exam ens führt, ist zwingend.
Bleibt als Sentenz des W enk’schen Vortrages, daß es mög­
lich und sinnvoll sei, den Begriff vom A kadem iker auch 
heute noch m it dem geistigen U rsprung in Beziehung zu 
setzen; allerdings auf vielen neuen Wegen.
Die A rbeitssitzung der V ollversam m lung am Nachmittag 
w urde m it dem Bericht des P räsidenten  Felgentraeger ein ­
geleitet; h ieran schloß sich eine kurze Diskussion über den 
dornenvollen Weg der Besoldungs- und Kollcggeldreform, 
über das A rbeitsgebiet also, das zu Recht und auch zu 
Unrecht gleichsam zur Existenzfrage für den Hochschul­
verband geworden ist. H err Felgentraeger verdeutlichte es 
vor der Presse: ein durchgreifender Erfolg dieser Reform 
ist ein D reisprung vorw ärts auf dem Wege der Hochschul­
reform  und w ürde sogleich zur Konsolidierung des Hoch­
schulverbandes führen.
Diesem Them a übrigens w ar die einzige wörtliche E n t­
schließung des 13. Hochschulverbandstages gewidmet, die 
m it folgendem W ortlaut einstim m ig angenom m en w urde: 
„Der 13. Hochschulverbandstag b itte t die Konferenzen der 
K ultusm inister und der Finanzm inister, nachdem ihre ge­
m einsam e Kommission am 5. April 1963 getagt hat, eine 
Kolleggeld- und Besoldungsreform  möglichst bald zu v er­
abschieden.
Der H ochschulverbandstag b itte t nochmals, hierbei die be­
kannten  Vorschläge des Hochschulverbandes zu berück­
sichtigen.
Insbesondere sollten die Vorweganhebung der älteren 
K olleggeldgarantien und die E rhöhung der U ntergrenze 
der K ollegegeldgarantie auf m indestens DM 3 000,— nun ­
m ehr unverzüglich im V erw altungswege durchgeführt w er­
den, soweit dies der gesetzliche Rahm en zur Zeit zuläßt.“ 
Die in der Tagesordnung folgenden In terna bleiben dem 
B erich terstatter verborgen; eine K ette von W ahlen für die 
V erbandsgrem ien um schließt Tagungsstunden. Professor 
Felgentraeger w ird für das nächste Ja h r  zum Präsidenten  
w iedergew ählt. Es schm älert die A nerkennung der Ver­
dienste dieses sturm erprobten H ochschulverbands-K apitäns 
nicht, w enn sich dem Beobachter — und gewiß auch dem 
P räsidenten  selbst — die sorgende Frage aufdrängt, ob
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Auch die Verbände des Handels 
fordern erhöhte Wissenschaftsförderung

Die Spenden der U nternehm en an den S tifterverband  fü r 
die Deutsche W issenschaft entsprechen in ih rer Höhe bei 
w eitem  nicht den von den Spitzenverbänden des Handels, 
des Gewerbes und der Industrie  gem einsam  em pfohlenen 
Richtsätzen. Ein Prozent der Dividende, des Gewinns oder 
der G ew innausschüttung — je nach der Rechtsform  des 
U nternehm ens — h atten  die Spitzenverbände gefordert. Im  
Jah re  1961 standen einem  errechneten  Spendenaufkom m en 
der Industrie  von 55 bis 60 M illionen M ark aber nu r Spen­
den in Höhe vqn rund  19 M illionen M ark gegenüber.
Die Industrie- und H andelskam m ern haben ihren M it­
gliedern daher je tz t eindringlich em pfohlen, dem  S tifte r­
verband fü r die Deutsche W issenschaft einen B eitrag von 
jeweils einem  P rozent des Gewinns oder 0,2 P rom ille der 
Sum m e von Um satz und Lohn nicht zweckgebunden zur 
V erfügung zu stellen. D ieser B eitrag sei unbedingt e r ­
forderlich. Der S tifterverband , so betonen die K am m ern, 
m üsse die Förderung der Geistes- und Gesellschaftsw issen­
schaften sowie der G rundlagenforschung und der Nach­
wuchsbildung noch wesentlich verstärken , „wenn der an ­
gew andten Forschung und Technik nicht eines Tages die 
Basis entzogen sein soll.“ W issenschaft und W irtschaft 
m üßten sich in verständnisvoller und enger Zusam m en­
arbe it darum  bem ühen, Deutschlands S tellung in der W elt 
auch in Z ukunft gegen den sich auf allen G ebieten v er­
schärfenden in ternationalen  W ettbew erb zu sichern.
Seit 1949 sind der deutschen W issenschaft vom S tifte rv er­
band rund  200 M illionen M ark zu r V erfügung gestellt 
worden.

Professor Lehnartz 65 Jahre
Als Hochschullehrer und als M itarbeiter in führender S tel­
lung bei deutschen und in ternationalen  O rganisationen der 
W issenschaftsförderung und des akadem ischen Austausches 
ha t sich Prof. Dr. Emil Lehnartz, der am  29. Ju n i 65 Jah re  
a lt w urde, große V erdienste erw orben. In der schweren 
Zeit von 1946 bis 1949 h a t e r als R ektor den W iederaufbau 
der U niversität M ünster eingeleitet, an  der er L eh rstuh l­
inhaber fü r Physiologische Chemie ist. Seit 1959 le ite t er 
als P räsiden t den Deutschen Akadem ischen A ustausch­
dienst (DAAD), dessen N achkriegsaufbau er vollendet hat. 
Als m an zu Beginn der fünfziger Ja h re  in Deutschland 
daran  ging, die Selbstverw altungsorganisationen der Wis­
senschaft w ieder aufzubauen und die wissenschaftlichen 
Beziehungen zum A usland w iederanzuknüpfen, nahm  Prof. 
L ehnartz ak tiven A nteil an dieser w ichtigen und anfangs 
delikaten  A rbeit. Prof. L ehnartz brachte alle V oraussetzun­
gen fü r diese T ätigkeit mit, denn durch seine R ek to rats­
jah re  w aren  ihm  auch allgem eine W issenschaftsfragen v er­
trau t. Als V orsitzender der In ternationalen  Kommission 
der W estdeutschen R ektorenkonferenz h a t er entscheidend 
an der W iederherstellung der w issenschaftlichen und ak a ­
demischen V erbindungen Deutschlands zum A usland m it­
gearbeitet. D arüber hinaus ist er im  Europäischen U ni­
versitätsausschuß der W esteuropäische^ Union und im 
Ausschuß der K ultursachverständigen  des Europarates 
tätig. Als M itglied des V erw altungsrates der Association 
In ternationale  des U niversitees (AIU) seit 1963 w ird  P ro ­
fessor L ehnartz au f deutscher Seite maßgeblich an den 
V orbereitungen fü r die nächste A IU -K onferenz in Tokio 
m itw irken.
Zwei Ja h re  w ar P rofessor L ehnartz  P räsiden t des deu t­
schen Kom itees des W orld U niversity  Service. Seit

(Fortsetzung von Seite 10)
Selbstverw altungsgrem ien nicht doch die K ollegialität s tra ­
pazieren, w enn sie die K ontinuität nicht — oder nur zu 
Lasten weniger — zu m eistern verstehen.
Es b leibt zum Schluß eine Frage an den Hochschulver­
bandstag und an das Protokoll darüber: w ar nicht v ieler­
orts die N otw endigkeit und die Bereitschaft erkann t und 
gebilligt, die Satzung dahingehend zu ändern, daß die 
V erbindung vom Vorstand über eine neue V ertretung auf 
Landesebene zu den Hochschulgruppen verbessert w erden 
sollte? ,
Weil der B erich terstatter über den 13. H ochschulverbands­
tag von der Existenzberechtigung und der Existenznot­
w endigkeit des Hochschulverbandes überzeugt ist, h a t er 
die B erliner Tagung m it etw as Sorge verlassen. Ein „Es- 
ist-ja-w ieger-gu t-gegangen“ könnte eigentlich nur einen 
M anager beruhigen. . Wolfgang Kalischer

W iederbegründung der Notgem einschaft der deutschen 
W issenschaft, dem V orläufer der Deutschen Forschungs­
gem einschaft, w ar er m ehrere Ja h re  V orsitzender des 
H auptausschusses und bis 1957 M itglied des Senats und 
des H auptausschusses. Als P räsiden t des Deutschen A ka­
demischen A ustauschdienstes (DAAD) seit 1959 h a t es 
Prof. L ehnartz erreicht, daß die b isher generell ein jährigen 
S tipendien bei w issenschaftlicher E ignung und B ew ährung 
der ausländischen S tipendiaten  auch bis zum Abschluß des 
S tudium s in Deutschland verlängert w erden können. Auch 
fü r die W iedereinrichtung von DAAD-Zweigstellen im 
Ausland h a t sich Prof. L ehnartz m it Erfolg eingesetzt.

VDS stellt Mitarbeit 
im Deutschen Studentenwerk ein

HD — „Der V erband Deutscher S tudentenschaften h a t be­
schlossen, seine M itarbeit im  Deutschen S tudentenw erk  
vorerst einzustellen. Gleichzeitig h a t e r  seine V ertre te r aus 
den O rganen des DSW zurückgezogen. D am it sind zum 
erstenm al seit der G ründung eines zen tralen  Deutschen 
S tudenten  Werkes vor 42 Jah ren  keine S tudenten  m ehr in 
dieser Institu tion  v ertre ten .“ Dieses te ilte  der V erband 
Deutscher S tudentenschaften in einer P resseerk lärung  vom 
24. Ju n i mit. Der D SW -Vorstand und die G eschäftsführung 
hätten  im m er w ieder in die M itgliedsrechte im DSW und 
vor allem  in die Rechte der S tudentenschaften  eingegriffen, 
heißt es w eiter. Das vom V orstand und G eschäftsführung 
des DSW behauptete  eigenständige Recht au f S elbstver­
w altung m üsse durch die W illensbildung in den S tuden ten ­
schaften und durch das P rinzip der G ew altenteilung und 
gegenseitiger G ew altenkontrolle dem okratisch legitim iert 
sein, da die S tudentenschaften die S tudentenw erke als 
Selbsthilfeeinrichtungen durch eigene B eiträge tragen. Ob­
gleich dem DSW eine eigenm ächtige Sozialpolitik demnach 
versagt sei, habe es Änderungsvorschläge zum H onnefer 
Modell vorgetragen, die bislang w eder von den M itgliedern 
noch vom VDS gebilligt w orden seien. Die in einer P resse­
erk lärung  der D SW -G eschäftsführung behauptete  M einung 
des VDS-Vorstandes, dieser sei gegen eine V erbesserung 
der S tudentenförderung, und eine K lageandrohung des 
DSW -Vorstandes wegen eines scharf kritis ierenden  Be­
schlusses der V DS-M itgliederversam m lung h ä tten  schließ­
lich zu der jetzigen Entscheidung geführt, die dem VDS 
nicht leicht gefallen sei.

Der V orstand des Deutschen S tudentenw erks bedauerte 
auf seiner S itzung am  26. Ju n i in  Lübeck in einer der 
Öffentlichkeit übergebenen E rklärung, „daß die V ertretung  
der S tudenten  der Deutschen Hochschulen aus den G re­
m ien ausgeschieden ist, in denen seit langen Jah ren  von 
Hochschullehrern, S tudenten, P rak tik e rn  der S tuden ten ­
förderung, V ertre te rn  von Bund und L ändern  und in te r ­
essierten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens gem ein­
sam die Ziele der S tudentenförderung und die M ittel und 
Wege zu ih rer V erw irklichung era rbe ite t w orden sind.“ 
Die O rgane des DSW w erden  diese A rbeit zum Wohle der 
S tudenten  fortsetzen, wobei m an auf die baldige W ieder­
aufnahm e der M itarbeit des VDS hofft und die Möglich­
keiten h ierzu offenhalten w ird, auch w enn vielleicht das 
DSW vorerst seine O rgane ohne S tudenten  zu ergänzen 
genötigt sein w ird, w ie es in der E rk lärung  heißt. Zu den 
V orw ürfen des VDS w ird  bem erkt, daß dieser das DSW 
als In strum en t der S tudentenschaft m ißverstehe und daß 
es v ielm ehr ein „R under Tisch“ aller an der Förderung der 
S tudenten  in teressierter Institu tionen  und K reise sei. Die 
Rechte und Pflichten des DSW w ürden sich aus der Satzung 
und dem  W illen seiner M itglieder ergeben, d. h. der S tu ­
dentenw erke, nicht aber aus den In teressen  des VDS, Daß 
die A rbeit des DSW dabei hochschulpolitisches Gewicht 
gewinne, sei beabsichtigt und natürlich. Die neuen Vor­
schläge zur S tudentenförderung seien m it den Stim m en 
der S tudentenschaft im K ura to rium  era rbe ite t worden, 
wobei der VDS erst anschließend seine M einung geändert 
habe, das DSW aber bei seinen Vorschlägen geblieben sei. 
Die K lageandrohung des DSW beziehe sich nicht au f jed er­
zeit d isku tierbare  sachliche M einungsverschiedenheiten, 
sondern auf Form  und A usdrucksweise des VDS-Beschlus- 
ses auf der M itgliederversam m lung, w ird  abschließend 
festgestellt.

Bei diesem  S tand  der Dinge und der nun in der Öffentlich­
keit hervorgerufenen  Diskussion bleib t dennoch zu hoffen, 
daß nicht zuletzt im Interesse der dringenden Aufgaben 
der S tudentenförderung  eine Einigung in  nächster Zeit 
herbeigeführt wii'd. Wie zu hören w ar, sind jedenfalls 
beide Seiten zu einer K lärung  der S ituation  bereit.
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Kurz berichtet

Bundespräsident Liibke ermahnte die internationale Mine- 
ralölwirtscliaft bei einem Em pfang aus Anlaß des in F rank ­
fu rt veranstalteten  W elt-Erdölkongresses, sich auf ihre 
kom m erzielle und finanzielle M achtstellung zugunsten 
einer k räftigen U nterstützung der Forschung und der E n t­
w icklungshilfe zu besinnen.
Das Rechenzentrum für alle Hochschulen und hochschul- 
frcien Forschungsstellen in Darmstadt ist nunm ehr fertig ­
gestellt und eröffnet worden. Es w urde m it 6 Millionen 
DM erbau t und m it M aschinen fü r w eitere 7 Millionen DM 
ausgestattet. Das K ernstück ist die neueste IBM -Rechen- 
anlage vom Typ 7090. Sie verm ag in knapp 10 M inuten 
eine kom plette Logarithm entafel zu errechnen und zu 
schreiben. An Personal stehen 20 W issenschaftler und 
Techniker sowie 30 H ilfskräfte zur Verfügung. Der Bund 
h a t die Kosten der Bauten und die Deutsche Forschungs­
gem einschaft die apparativen  A usstattungskosten getragen. 
Die Kosten fü r die laufende U nterhaltung träg t das Land 
Hessen. G egenwärtig ist das Rechenzentrum  bereits für 
U ntersuchungen zur K rebsforschung eingesetzt.
An der Düsseldorfer Medizinischen Akademie ist das In­
stitut für Geschichte der Medizin als wichtiger Schritt auf 
dem Wege zur Vollakademie eröffnet worden. Die In stitu ts ­
bibliothek besitzt bereits 10 000 Bände aus den verschie­
densten Ländern und Jahrhunderten . Ih r Grundstock ist 
die alte Sam m lung des Arztes Dr. H elm ut Vester.
Lehrstühle für Ölhydraulik und Pneumatik an den Tech­
nischen Hochschulen der Bundesrepublik fordert die öl­
hydraulische Industrie. Diese Lehrstühle seien die Vor­
aussetzung dafür, daß die deutschen Ingenieurschulen 
qualifizierte L ehrk räfte  fü r den Technikernachwuchs e r ­
halten. Ohne dessen Sicherung könne dieser Industriezw eig 
im in ternationalen  W ettbew erb nicht bestehen, wenn er 
den Fahrzeugbau und die W erkzeugmaschinen, die F örder­
technik sowie den Flugzeug- und Schiffbau m it ihrem  
breiten Fächer von K onstruktionselem enten bedienen soll. 
Bei einer Jahresproduktion der Branche von 300 Millio­
nen DM entfallen 250 Millionen auf Ö lhydraulik.
Uber Nachwuclismangcl in der Astronomie, der sich in der 
B undesrepublik zu wenig Studierende zuwenden, äußerte 
sich der A strophysiker und Leiter des F reiburger F rau n ­
hofer-Institu ts, P rofessor Dr. K iepenheuer. E r kündigte 
anläßlich des zw anzigjährigen Bestehens des Institu tes an, 
daß es sich künftig  noch m ehr als bisher um die A us­
bildung des astronom ischen Nachwuchses bem ühen werde.

Im Atomzentrum Jülich gelangen die beiden Reaktoren 
„Dido“ und „Merlin“ in den nächsten Wochen in die letzte 
A nfahrphase. Dam it können im H erbst die für sämtliche 
S trah lrohre vorbereiteten E xperim ente beginnen. Gegen­
w ärtig  w ird erwogen, ob in Jülich noch neben diesen bei­
den in England konstru ierten  A tom reaktoren noch ein 
d ritte r  aus deutscher Entw icklung aufgestellt w erden soll, 
der vorwiegend medizinischen Zwecken, wie der B estrah ­
lung von Organen, dienen soll. — Von den 20 geplanten 
Institu ten  sind die fü r P lasm a-Physik, R eaktorw erkstoffe, 
R caktorbauelem ente, B otanik- und Strahlenschutz bereits 
in Betrieb. G egenwärtig w erden sieben w eitere große B au ­
vorhaben verw irklicht, d arun te r der 80 m hohe „S trahlen ­
tu rm “, der zur Erforschung der R adioaktiv ität in der Luft 
bestim m t ist.
Eine „Hydrologische Dekade“ w ill die UNESCO wegen des 
steigenden W asserbedarfs und der drohenden W asser­
verknappung von A nfang 1965 bis Ende 1974 veranstalten . 
Die W asserverhältnisse in aller W elt sollen in dieser Zeit 
system atisch erforscht werden. Die U ntersuchungen sollen 
sich auf den W asserkreislauf von Seen, Flüssen. Gletschern 
und Poleiskappen sowie auf das unterirdische Wasser, den 
chemischen Zustand, die W asserverunreinigung, die Sedi­
m entbildung und auf die Möglichkeiten hydrologischer 
P lanung erstrecken. Die O rganisation des hydrologischen 
Jahrzehnts, die bei der UNESCO liegt, w ird von der 
Meteorologischen W eltorganisation und anderen in ter­
nationalen E inrichtungen unterstü tzt.
Bei der nächsten „Sprachenkonferenz“ der deutschsprachi­
gen Länder, die im H erbst 1963 in Wien stattfinden soll, 
w ird die Reform  der Rechtschreibung im Sinne einer ge­
m äßigten K leinschreibung das H auptthem a sein. Falls die 
W iener Konferenz zu verbindlichen Em pfehlungen kommt, 
sollen nach M itteilung des P räsiden ten  der Ständigen 
K ultusm inisterkonferenz, Senator Dehnkam p, Bremen, den 
Regierungen aller deutschsprachigen L änder einschließlich

der Sowjetzone feste Vorschläge fü r eine Rechtschreib­
reform  vorgelegt werden. Der deutsche A rbeitskreis habe 
sich bisher fü r eine gemäßigte K leinschreibung entschie­
den, wonach nur noch Satzanfänge, Eigennamen, Anreden 
und das W ort Gott großgeschrieben werden. Alle anderen 
H auptw örter sollen m it kleinen Buchstaben beginnen, wie 
Senator Dehnkam p meint.
Das Institut für den wissenschaftlichen Film in Göttingen
w eist soeben darauf hin, daß die Situation im Hochschul­
unterricht, die durch den Mangel an L ehrkräften  auf der 
einen Seite und durch die im m er größer w erdende Zahl der 
S tudierenden auf der anderen Seite gekennzeichnet werde, 
es notwendig gemacht habe, Versuche zu unternehm en, mit 
Hilfe des Films zu einer trotz der erschwerten Verhältnisse 
möglichst guten Ausbildung der S tudenten beizutragen. Es 
w erden aus diesem Anlaß zur Zeit Filme hergestellt, die 
die K nappheit an M aterial fü r den P räparie rku rs  berück­
sichtigen. Diese Filme behandeln den Stoff ähnlich, wie es 
in einem A natom ieatlas geschieht. Sie zeigen im system a­
tischen A ufbau zum Beispiel die Oberfläche und Schnitt­
b ilder des G ehirns sowie F aserp räpara te  aus verschiedenen 
Blickrichtungen, um hierdurch einen plastischen Eindruck 
zu verm itteln. Hinsichtlich des B ildm aterials gehen diese 
Filme erheblich über das hinaus, w as selbst in großen 
anatomischen A tlanten geboten wird.
Ein Durchgangswohnheim für aus dem Ostblock geflüchtete 
Studenten aus Entwicklungsländern in Wickrath bei Mön- 
chen-Gladbach errichtete kürzlich das Sozialam t des B un­
desstudentenringes m it Hilfe des Landes N ordrhein-W est­
falen, nachdem die Fluchtbewegung w eiter anhält und 
insgesam t über 400 Studenten aus Entw icklungsländern seit 
1961 aus überwiegend politischen Gründen die Hochschulen 
des Ostblocks verließen und ins Bundesgebiet zuw änderten. 
In dem Heim, das in einem ehemaligen D urchgangswohn­
heim für Ostzonenflüchtlinge eingerichtet w urde und in 
dessen Nachbarschaft 170 deutsche S tudenten der um lie­
genden Hochschulen in w eiteren Heimen untergebracht 
sind, kann bis zu 80 F lüchtlingsstudenten aufnehm en. Zur 
Zeit ist es un ter Leitung des Pädagogen W. Freiberg mit 
50 S tudenten belegt, die aus 13 afrikanischen und zwei 
arabischen S taaten stam m en und aus sieben S taaten des 
Ostblocks, vor allem aus M itteldeutschland, flüchteten.

Termine
Der 19. Internationale Kongreß für theoretische und an­
gewandte Chemie findet vom 10. bis zum 17. Ju li in London 
statt. Es w erden W issenschaftler aus allen europäischen 
Ländern erw artet.
Die Internationale Gesellschaft für Chemotherapie wird 
zu ihrem  3. Kongreß vom 22. bis 27. Ju li in S tu ttgart Zu­
sammenkommen. An dieser Tagung nehm en W issenschaft­
ler aus 46 Ländern teil.
Herausgeber und Redakteure von Studentenzeitschriften
treffen sich zur diesjährigen In ternationalen  S tudentcn- 
Pressekonferenz vom 24. bis 31. Ju li in Ham burg. Die Aus­
richtung und D urchführung der Tagung ist vom Co-ordi- 
nating Secretariate der Internationalen  S tudenten-K onfe- 
renz (ISC) dem Verband Deutscher S tudentenschaften 
(VDS) übertragen  worden. Die letzte In ternationale S tuden- 
ten-K onferenz fand 1961 in Rom statt.
Der XI. Internationale Kältekongreß findet vom 27. 8. bis
4. 9. in München statt. A uskunft erte ilt Refricongreß, M ün­
chen 25.
Die für Fragen der Wissenschaft zuständigen Minister aus 
den OECD-Mitgliedstaaten treffen  sich am 3. und 4. Okto­
ber zu einer Tagung in Paris. Die M inister w erden sich mit 
Fragen der W issenschaftspolitik in nationaler und in ter­
nationaler Sicht befassen und dabei auch die engen Bezie­
hungen zwischen Naturw issenschaft, Technik und W irt­
schaftsentw icklung erörtern.
Die 8. Internationale Holzschutztagung findet am 9. und
10. O ktober in Freiburg/Breisgau statt. Sie w ird von der 
Deutschen Gesellschaft für Holzforschung e. V. Sitz S tu tt­
gart durchgeführt, von der das Program m  angefordert 
w erden kann.
Die nächstjährige Hauptversammlung der Max-Planck- 
Gesellschaft findet vom 9. bis 12. Jun i 1964 in H am burg 
statt. Als H auptveransta ltung ist die Festversam m lung für 
den 11. Jun i 1964 vorgesehen.
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P E R S O N A L I A

NEUE REKTOREN UND DEKANE

Hamburg: F ür das A m tsjahr 19(53/64 w urde Prof. Dr. rer. 
nat. Em anuel S p e r n e r  (M athematik), D irektor des Ma­
them atischen Sem inars, zum R ektor gewählt.

Hannover: Prof. Dr.-Ing. A lbert V i e r l i n g  (Fördertech­
nik) w urde zum R ektor der Technischen Hochschule fü r die 
Amtszeit vom 1. Ju li 1963 bis 30. Jun i 1964 bestätigt.

Mannheim: F ür das S tud ien jahr 1. 10. 63 — 30. 9. 64 w urde 
Prof. Dr. phil. W alter M ö n c h ,  O rdinarius fü r Rom ani­
stik, insbesondere romanische W irtschaftssprachen, zum 
R ektor der W irtschaftshochschule gewählt.

Münster: Prof. Dr. phil. Heinz B i t t e l  (Angewandte 
Physik) w urde für das A m tsjahr 1963/64 zum Rektor der 
U niversität gewählt.

Saarbrücken: Prof. Dr. jur. G erhard K i e 1 w e i n , O rdina­
rius fü r Deutsches und vergleichendes S trafrecht, P rozeß­
recht und Kriminologie, w urde zum R ektor der U niversität 
für das A m tsjahr 1963/64 (beginnend 1. Okt. 1963) w ieder­
gewählt.

BERUFUNGEN UND ERNENNUNGEN

a) ordentliche Professoren

Berlin (FU): Zum O rdinarius für m ittellateinische Philo ­
logie w urde Dozent Dr. Alf ö n n e r f o r s  / U niversität 
U ppsala berufen.

Bonn: Prof. Dr. phil. Wilhelm Ludolf S c h m i t z ,  D irek­
tor des Institu ts fü r Biophysik, w urde zum O rdinarius für 
Biophysik ernannt.

Braunschweig: D r.-Ing. E m s c h e r r a a n n  / B undesanstalt 
fü r M aterialprüfung in Berlin ist zum ordentlichen P ro ­
fessor ernann t und auf den ordentlichen L ehrstuhl für 
G rundlagen der E lektrotechnik und elektrische M eßtechnik 
an der Technischen Hochschule berufen worden.

Frankfurt: Prof. Dr. jur. Rudolf W i e t h ö 11 e r  / Köln 
(Bürgerliches Recht, Handelsrecht, internationales P riv a t­
recht) ist auf den ordentlichen Lehrstuhl fü r Bürgerliches, 
H andels- und Wirtschaftsx’echt der U niversität berufen 
worden.

Karlsruhe: Privatdozent Dr. D ietrich B i e r  l e i n  w urde 
zum ordentlichen Professor ernann t und auf den freien 
L ehrstuhl für M athem atische S tatistik  in der F aku ltä t für 
N atu r- und G eisteswissenschaft berufen. — Der bisherige 
W issenschaftliche R at Privatdozent Dr. rer. nat. Wolfgang 
W a l t e r  (M athematik) w urde zum ordentlichen Professor 
ernann t und auf den neuen L ehrstuhl für M athem atik be­
rufen.

Münster: Prof. Dr. rer. pol. Ludwig M ü 1 h a u p t (Betriebs­
w irtschaftslehre) ha t einen Ruf auf den ordentlichen L ehr­
stuhl fü r B etriebsw irtschaft an der U niversität Bonn e r ­
halten. — Prof. Dr. rer. pol. Johannes Chr. P a p a l e k  a s  
(Soziologie) erh ie lt einen Ruf auf den oi’dentlichen L ehr­
stuhl für Soziologie der U niversität Bochum. — Prof. Dr. 
phil. W alter F r a n k e  (Chemie synthetischer organischer 
I-Iochpolymere) erh ie lt einen Ruf auf das neue E xtrao rd ina­
ria t für Chemie an der Technischen Hochschule D arm stadt. 
— Prof. Dr. rer. nat. Hans R e z n i k / Heidelberg (Botanik) 
w urde zum ordentlichen Professor ernann t; gleichzeitig 
w urde er zum D irektor des Botanischen Institu ts und 
G artens bestellt.

i
Würzburg: Prof. Dr. theol. Rudolf S c h n a c k  e n b u r g  
(Neutestam entliche Exegese) ha t einen Ruf auf den ordent­
lichen L ehrstuhl der N eutestam entlichen Exegese an der 
Katholisch-Theologischen F aku ltä t der U niversität Mün­
ster erhalten . — Der bisherige apl. Prof. Dr. med. dent. 
Rudolf N a u j o k s  / H am burg (Zahn-, M und- und K iefer­
heilkunde) w urde zum ordentlichen Professor der Zahn­
heilkunde und zum D irektor der U niversitätsklin ik  und 
Poliklinik für Zahn-, M und- und K ieferkrankheiten  e r ­
nannt. — Prof. Dr. phil. Wolfgang I s e r  (Englische Philo­
logie) ha t einen Ruf auf den ordentlichen L ehrstuhl der 
Englischen Philologie an der U niversität Köln erhalten. — 
Prof. Dr. phil. K urt R u h  (Deutsche Philologie) ha t einen

Ruf auf den ordentlichen L ehrstuhl für G erm anistik der 
U niversität Kiel erhalten. — Prof. Dr. rer. nat. Helm ut 
S t e i n w e d e l  / F rank fu rt (Theoretische Physik) w urde 
zum ordentlichen Professor für Theoretische Physik an der 
U niversität W ürzburg ernannt.

b) außerordentliche Professoren

München (TH): Privatdozent Dr. E rw in R e i c h /  L andw irt­
schaftliche Hochschule S tuttgart-H ohenheim , w urde zum 
außerordentlichen Professor für Angewandte landw irt­
schaftliche B etriebslehre ernannt.

Münster: Zu außerordentlichen Professoren w urden e r ­
nannt: P rivatdozent Dr. phil. G erw alt Z i n n e r  / M arburg 
(Pharm azeutische Chemie) für Pharm azeutische Techno­
logie und Pi'ivatdozent Dr. rer. nat. Fi'itz U m l a n d /  Tech­
nische Hochschule H annover (Anorganische und analytische 
Chemie) für A norganisch-analytische Chemie.

Saarbrücken: Prof. Georges G o r i e l y ,  Docteur en Droit 
et Docteur en Philosophie, E xtraord inarius für Soziologie, 
hat den Ruf an die Freie U niversität Brüssel angenommen.

Würzburg: Prof. Dr. med. Theodor Heinrich S c h i e b l e r /  
Kiel (Anatomie) w urde zum außerordentlichen Professor 
der Anatom ie ernannt.

c) Honorarprofessoren

Münster: Dr. rer. pol. F ritz W ilhelm H a r d  a c h (Betriebs­
w irtschaftliche Organisationslehi’e) wux’de zum H onorar­
professor ex’nannt. — Px-of. Dr. rer. nat. Heinrich H e l l -  
m a n n / Tübingen (Organische Chemie) wui'de zum Hono­
rarprofessor ernannt.

Wüx’zburg: Dr. phil. Christian P e s c h  e k ,  Konsex'vator 
beim Bayerischen Landesam t für Denkmalpflege, wux'de 
zum Honorarprofessor der Vor- und Frühgeschichte mit 
besonderer Berücksichtigung Frankens ernannt.

d) Wissenschaftliche Räte

Münster: Zu W issenschaftlichen R äten w urden ernannt: 
Dozent Dr. med. Heinz C a s p e r s  (Physiologie), Dozent 
Dr. med. W erner K l o s t e r k ö t t e r  (Hygiene und 
Arbeitsm edizin), Prof. Dr. phil. Ludwig B u d d e  (Ax’chä- 
ologie), Professorin Dr. phil. G erda Freiin von B r e d o w 
(Philosophie) und Prof. Dr. rer. nat. habil. P aul S i e g ­
f r i e d  (Paläontologie).

e) außerplanmäßige Professoren

Heidelberg: Prof. Dr. med. H elm ut H a s e l m a n n  (Ana­
tomie) ha t einen Ruf auf das E x trao rd inaria t fü r W issen­
schaftliche Mikx'oskopie der U niversität Tübingen ciTialten.

Tübingen: Prof. Dr. jur. Dr. rer. pol. Kuno B a r t h  (All­
gemeine Betriebswii’tschaftslehx’e und Betriebliche S teuer­
lehre) h a t einen Ruf auf das O rdinariat fü r S teuerrecht und 
öffentliches Recht an der W irtschaftshochschule M annheim 
erhalten.

Wiirzburg: Die Bezeichnung außerplanm äßiger Professor 
w urde verliehen an: P rivatdozent Dr. med. Rudolf 
S c h a u t z (Chirurgie) und Px'ivatdozent Dr. med. Fx’itz 
B r o s e r  (Psychiatrie und Neurologie). — Prof. Dr. rer. 
nat. Erich L a m p r e c h t  (M athematik) h a t einen Ruf auf 
den ordentlichen L ehrstuhl fü r M athem atik an der Uni­
versität des Saarlandes erhalten.

f) Dozenten und Privatdozenten

Freiburg: Dozent Dr. phil. K arl Josef G r o f f m a n n  
(Psychologie) h a t einen Ruf auf den ordentlichen L ehrstuhl 
für Psychologie an der Kant-Hochschule (PH) B raun ­
schweig erhalten.

Marburg: Dozent Dr. rer. nat. Hans Joachim  B e c k e r  
(Zoologie und Genetik) ha t einen Ruf auf den außerordent­
lichen Lehrstuhl für Zoologie an der U niversität München 
erhalten.

Münster: Privatdozent Dr. phil. Edwin von B ö v e n t e r  
(W irtschaftliche Staatsw issenschaften) ha t einen R uf auf 
den L ehrstuhl fü r Ökonom etrie an der U niversität H eidel­
berg erhalten.
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Saarbrücken: Privatdozent Dr. phil. Heinrich A b e l  (Be- 
rufspädagogik) h a t einen Ruf auf den neu geschaffenen 
ordentlichen Lehrstuhl fü r Berufs-, W irtschafts- und 
A rbeitspädagogik der Technischen Hochschule D arm stadt 
erhalten.

Würzburg: Zu Privatdozenten  w urden ernann t: Dr. med. 
Ulrich P e i p e r  (Physiologie), Dr. med. W erner K a h l e  
(Neurologie), Dr. med. W illibald S c h m i t t  (Innere Medi­
zin), Dr. med. H arm  S p u l e r  (Neurochirurgie), Dr. med. 
Plans S c h ä f e r  (Innere Medizin), Dr. med. Kai R e h d e r 
(Anästhesiologie), Dr. phil. H atto S c h m i t t  (Alte Ge­
schichte), Dr. rer. nat. Emil E b e r h a r d  (Mineralogie) und 
Dr. rer. nat. E rnst R e i n h a r d  (Botanik und Pharm ako­
gnosie).

HABILITATIONEN UND VERLEIHUNG 
DElt VENIA LEGENDI

Berlin (FU): Die venia legendi w urde verliehen an: Dr. 
med. Meta A l e x a n d e r  fü r das Fach Innere Medizin 
und Dr. Heinz Q u i r i n  für das Fach M ittelalterliche Ge­
schichte und H istorische Landeskunde.

Darmstadt: Dr. rer. nat. F rieder L i c h t e n t h a l e r  w urde 
die Lehrberechtigung fü r das Fachgebiet Organische 
Chemie erteilt.

Marburg: Dipl.-V olkswirt Dr. rer. pol. G ernot G u t m a n n  
h a t sich an der Rechts- und Staatsw issenschaftlichen F a­
k u ltä t hab ilitiert; es w urde die venia legendi fü r das Fach 
V olksw irtschaftslehre erteilt.

München (TII): Die Lehrbefugnis w urde erte ilt an: Dr. 
W olfgang B e c k  fü r das Fach Anorganische Chemie, Dr. 
H ans-Ludw ig J e ß b e r g e r  fü r das Fach G rundbau und 
Bodenverfestigung, Dr. Hugo S t e i n h ä u s e r  fü r das 
Fach W irtschaftslehre des Landbaues.

Saarbrücken: H errn  Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. F ritz S ü l l -  
w o 1 d w urde die venia legendi fü r das Fach Psychologie, 
insbesondere em pirische Psychologie erte ilt; gleichzeitig 
w urde er zum Privatdozenten ernannt.

LEHRAUFTRÄGE

Aachen: Dipl.-Ing. Richard S c h i m p f  w urde ein L ehr­
au ftrag  für A usgew ählte K apitel aus dem W ehrwesen für 
die D auer von zwei Jah ren  erteilt. — Dr.-Ing. F ritz A n k e  
w urde der L ehrauftrag  für Bildsame Form gebung von 
Edclstählen ab SS 1963 für die D auer eines Jah res  um  das 
Lehrgebiet W alzenkalibrieren I und II erw eitert. — Dr.- 
Ing. Heinrich S i e p m a n n  w urde für die D auer des SS 
1963 und des WS 1963/64 ein L ehrauftrag  für Stahlform guß 
erteilt.

Clausthal: Dr. H elm ut T r a w i n s k i  w urde ein L ehrauf­
trag  über das Fachgebiet Mechanische T rennverfahren 
(Fest-Flüssig und Fest-G asförm ig) fü r das WS 1963/64 und 
SS 1964 erteilt. — Dipl.-Ing. W erner K ö h l e r  erhielt 
einen L ehrauftrag  über das Fachgebiet P lanung und Bau 
von E isenhüttenanlagen vom SS 1963 ab bis auf weiteres.I
Münster: Frl. Shoko K  i s h i t  a n i w urde der L ehrauftrag  
fü r Japanische K onversationsübungen fü r die D auer des 
SS 1963 verlängert.

VERTRETUNGEN

Darmstadt: Prof. Bruno M ü l l e r - L i n o w  (Freies Zeich­
nen und A ngew andte P lastik) w urde m it der kom m issari­
schen V erw altung des Lehrstuhls fü r Technischen Ausbau 
und Baustoffkunde beauftragt. — Prof. Theodor P a b s t 
(Baukunst w urde die kom m issarische V erw altung des 
Lehrstuhls fü r S tatistik  und H ochbaukonstruktionen ü ber­
tragen.

BEURLAUBUNGEN

Münster: Dozent Dr. Edw in von B ö v e n t e r  (W irtschaft­
liche Staatsw issenschaften) w urde fü r die Zeit des SS 1963 
zur W ahrnehm ung einer V ertretung des V olksw irtschaft­
lichen Lehrstuhls an der U niversität Heidelberg beurlaubt.

EMERITIERUNGEN

München (TH): Prof. Dr. phil. E rnst W a l d s c h m i d t -  
L e  i t  z (Biochemie) w urde von seinen am tlichen Verpflich­
tungen entbunden.

YVürzburg: Prof. Dr. phil. Hans M ö b i u s  (Klassische 
Archäologie), D irektor des M artin-von-W agner-M useum s

und Vorstand des Archäologischen Instituts, w urde von 
seinen am tlichen Verpflichtungen entbunden. F ür das SS 
1963 w urde er jedoch m it der komm issarischen V ertretung 
seines bisherigen Lehrstuhls beauftragt.

ABGELEIINTE BERUFUNGEN

Mannheim: Prof. Dr. rer. pol. Siegfried G o l d s c h m i d t /  
PH Berlin ha t den Ruf auf ein O rd inariat für Soziologie 
an der W irtschaftshochschule abgelehnt.

Saarbrücken: Prof. Dr. rer. pol. W olfgang S t ü t z e i  (Be­
triebsw irtschaftslehre, insbesondere Bankbetriebslehre; 
Volkswirtschaftslehre, insbesondere Geld, W ährung und 
Kredit) h a t den Ruf auf das neu geschaffene O rdinariat 
für Betriebsw irtschaftslehre an der U niversität F reiburg 
abgelehnt.

NEUE INSTITUTSDIREKTOREN

Münster: Prof. Dr. med. W erner S c h u l z e  (Innere Medi­
zin und Röntgenologie) w urde zum D irektor des Radiolo­
gischen Z entra linstitu ts am K rankenhaus Nord-W est 
F rankfurt/M ain-Frauenheim  berufen.

GASTPROFESSUREN

Mainz: Prof. Dr. med. Dr. phil. D i e m e r  / Philosophie 
w eilt w ährend der Som m erm onate als G astprofessor an der 
P rinceton-U niversity  in den Vereinigten Staaten.

AKADEMISCHE EHRUNGEN

a) Ehrenpromotionen

Berlin (TU): Prof. Dr. Ludwig H i l b e r s e i m e r ,  Leiter 
der A bteilung fü r S tad t- und Landesplanung des Illinois 
Institu te  of Technology in Chicago/USA w urde die aka­
demische W ürde eines D oktor-Ingenieurs Ehren halber 
verliehen.

Heidelberg: Prof. Dr. med. Dr. med. h. c. Dr. jur. h. c. K arl 
Heinrich B a u e r  (Chirurgie) w urde von der Medizinischen 
F aku ltä t der U niversität Graz die W ürde eines Doktor med. 
honoris causa verliehen.

Münster: Prof. Dr. theol. Willi M a r  x s e n (Neutestam ent- 
liche Exegese und Theologie) w urde von der Theologischen 
F aku ltä t der U niversität Kiel die W ürde eines Doktor der 
Theologie Ehi'en halber verliehen.

b) Ehrensenatoren

Münster: Prof. Dr. phil. Dr. rer. pol. h. c. P aul B a u m a n n 
(Chemische Technologie der Kohlenveredelung) w urde in 
W ürdigung seiner wissenschaftlichen Leistungen und in 
A nerkennung seiner Verdienste um die U niversität zum 
Ehrensenator ernannt.

VON DEN WISSENSCHAFTLICHEN AKADEMIEN, 
GESELLSCHAFTEN UND INSTITUTEN

Berlin (FU): Prof. Dr. phil. Edwin F e l s  (W irtschafts­
geographie) w urde von der Gesellschaft fü r E rdkunde die 
Ehrenm edaille der Gesellschaft verliehen.

Münster: Prof. Dr. med. Erich S c h ü t z  (Physiologie) 
w urde zum Präsidenten  der Gesellschaft fü r K reislauf­
forschung gewählt. — Prof. Dr. med. P aul J o r d a n  
(Dermatologie und Venerologie) w urde zum Präsidenten  
der Deutschen Gesellschaft zum Studium  der F ertilitä t und 
S terilitä t gewählt. — Prof. Dr. phil. habil. Hans T h ü m m -  
1 e r  (Baugeschichte, Bauforschung m it besonderer Berück­
sichtigung der W estfälischen Kunst) w urde von der Hum ­
boldt-G esellschaft für W issenschaft, K unst und Bildung 
zum korrespondierenden Mitglied gewählt. — Prof. Dr. 
phil. Friedrich K arl D ö r n e r  (Alte Geschichte) bisher 
korrespondierendes Mitglied des Deutschen Archäologi­
schen Institu ts in Berlin, w urde zum ordentlichen Mitglied 
gewählt.

TITELVERLEIHUNGEN UND AUSZEICHNUNGEN

Bonn: Prof. Dr. med. Philipp S t ö h r ,  em. O rdinarius für 
Anatomie, w urde der Bayerische V erdienstorden verliehen.

Kiel: Prof. Dr. phil. D. theol. h. c. P au l-G erhard  B o h n e  
(Ev. Religionspädagogik) w urde das Große V erdienstkreuz 
der B undesrepublik verliehen.

Marburg: Der m it 10 000,— DM dotierte Brüder-G i'im m - 
Preis w urde zu gleichen Teilen an Prof. Dr. phil. Friedrich 
M a u r e r /  Freiburg, O rdinarius fü r  Germanische Philo­
logie, und Prof. Dr. phil. Friedrich S t r o h /  E rlangen-
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N ürnberg, O rdinarius fü r Germ anische und Deutsche P h i­
lologie, verliehen.

München: Prof. Dr. phil. Dr. med. Hans K r i e g  (Zoologie) 
w urde fü r seine Verdienste um den N aturschutz m it dem 
V an-T ienhoven-Preis 1963 der H am burger S tiftung FVS 
ausgezeichnet.

Münster: Prof. D. H ellm uth K i t t e l  (Religionspädagogik) 
w urde von der Niedersächsischen Landesregierung das 
Große V erdienstkreuz des Niedersächsischen V erdienst­
ordens verliehen.

MITGLIEDSCHAFT IN AUSLÄNDISCHEN 
WISSENSCHAFTLICHEN GESELLSCHAFTEN

Köln: Prof. Dr. jur. E rw in S e i d l ,  D irektor des Institu ts 
fü r Römisches Recht, w urde von der österreichischen 
Akadem ie zum korrespondierenden Mitglied gewählt.

Marburg: Prof. Dr. phil. Dr. med. h. c. H erm ann E. 
S c h u l t z e  (Physiologische Chemie und Im m uno-Chem ie) 
w urde zum Ehrenm itglied der Asociacion Venezolano para 
el Avance de la Ciencia gewählt.

Münster: Prof. Dr. med. Dr. phil. A rnold L o e s e r  (Pharm a­
kologie und Toxikologie) w urde von der New Yorker 
Akadem ie der W issenschaften (The New York Academy of 
Sciences) zum Mitglied der Akadem ie gewählt. — Prof. Dr. 
med. Heinz Wolf M ü l l e r - L i m m r o t h  (Physiologie) 
w urde von dem Scientific Council der New York Academy 
of Sciences eingeladen, in der Sektion Biological and Me­
dical Sciences ordentliches Mitglied der Akadem ie der 
W issenschaften zu werden.

Würzburg: Prof. Dr. phil. H erm ann B e n g t s o n  (Alte 
Geschichte) w urde zum Ehrenm itglied der Phil.-H istori­
schen K lasse der Königlichen Gesellschaft der W issenschaf­
ten in Lund ernannt. — Prof. Dr. phil. W ilhelm E i 1 e r  s 
(Orientalische Philologie) w urde zum Ehrenm itglied der 
Königlichen Akadem ie von Cordoba ernannt.

BERUFUNGEN UND EINLADUNGEN 
DEUTSCHER WISSENSCHAFTLER INS AUSLAND

Hannover: Prof. Dr. phil. K onrad B u c h w a l d ,  D irektor 
des Institu ts fü r Landespflege und Landschaftsgestaltung, 
nahm  auf Einladung der Polnischen Akadem ie der W issen­
schaften in W arschau an einer in ternationalen  Exkursion 
durch N ordost-Polen teil.

Münster: Profj. Dr. phil. Ulrich S u e r b a u ' m  (Englische 
Philologie) erh ielt einen Ruf auf einen ordentlichen L ehr­
stuhl an der U niversität Innsbruck.

Würzburg: Prof. Dr. med. Hans F r a n k e  (Innere Medi­
zin, Herz und K reislauf) ha t einen Ruf auf den L ehrstuhl 
für Innere Medizin an der U niversität Innsbruck erhalten.

GEBURTSTAGE

Aachen: Prof. Dr.-Ing. G ustav L a m b r i s  (Brennstoff­
chemie) vollendet am 2. 8. sein 80. Lebensjahr.

Bonn: Prof. Dr. jur. H ellm uth von W e b e r ,  em. O rdina­
rius des S trafrechts, vollendete am 4. Ju li sein 70. Lebens­
jahr. — Prof. Dr. Arnold K o h l s c h ü t t e r ,  em. O rdina­
rius für Astronomie, beging am 6. Ju li seinen 80. G eburts­
tag.

Hannover (TII): Prof. Dr.-Ing. habil. Jakob C o 1 b u s 
(Thermische Fügeverfahren) vollendete am  8. 6. sein 
65. Lebensjahr. — Prof. Dr. phil. Rudolf H a s e  (Techni­
sche Physik) vollendete am 23. 6. sein 75. Lebensjahr.

M ünster: Prof. Dr. Emil L e h n a r t z  (Physiologische 
Chemie), P räsiden t des Deutschen Akademischen A us­
tauschdienstes, beging am 29. Jun i seinen 65. G eburtstag.

TODESFÄLLE

Aachen: Prof. Dr. phil. Dr. rer. nat. h. c. Dr. rer. nat. h. c. 
R obert'S  c h w a r  z , em. O rdinarius für Organische Chemie 
und Elektrotechnik, verstarb  am 13. 6. im A lter von 
75 Jahren.

Berlin (TU): Prof. Dr.-Ing. Dr.-Ing. E. h. Hans II e r  1 1 e i n 
(Architektur und Industriebau) verstarb  am  13. 6. im A lter 
von 81 Jahren .

Bonn: Privatdozent Dr. med. W alter G o l  l a s c h  (Chi­
rurgie, U nfallchirurgie) verstarb  am  14. 6. im A lter von 
56 Jahren.

Frankfurt: Prof. Dr. G ustav G u n d l a c h  S. J., Professor 
der philosophisch-theologischen Hochschule St. Georgen, 
verstarb  am 23. 6. im A lter von 71 Jahren.

Marburg: Prof. Dr. jur. Dietrich J e s c h ,  O rdinarius für 
öffentliches Recht, verstarb  am 15. 6. bei einem V erkehrs­
unfall im 40. Lebensjahr.

Münster: Prof. Dr. phil. Johannes H e l l e r i c h ,  em. O r­
dinarius der Astronom ie und Astrophysik, versta rb  am  
30. 5. im 76. Lebensjahr.

Aus Wissenschaft und Kultur hören Sie:
9. 7.
Das Buch der Schöpfung — Leseübungen für heutige Men­
schen — Uber die M editation der N atur spricht Dr. Philipp 
D essauer (SDR, 16.45)
Aus der Welt der Forschung (Saarl. Rdf. II, 20.15)
Um die neue Universität — IX. W arum  bin ich V erbin­
dungsstudent? — Ein Gespräch zwischen Dr. Gottfried 
Sprondel, stud. phil. Wolf Oschlies und stud. rer. pol. Carl 
Grisson (Radio Brem en II, 21.35)

10. 7.
Berührungen Österreichs und Jugoslawiens auf dem Ge­
biete der Literatur — Von Univ.-Doz. Dr. Zoran K onstan- 
tinovic/Belgrad (österr. Rdf. II, 14.35)

11. 7.
Studierende der Musikhochschule Heidelberg musizieren —
Volker Jung, Oboe — W alter Landm ann, K lavier. — Robert 
Schum ann: Drei Rom anzen für Oboe und K lavier op. 94 — 
W erner Kesel, B ariton; am  Flügel: P eter Imo. — Johannes 
Brahm s: Lieder (SDR/UKW, 13.30)
Gelehrsamkeit — nichts für Frauen? — aus der Geschichte 
des F rauenstudium s berichtet Dr. Anni Coja (österr. Rdf. II, 
16.00)
Feuilleton — Wolfgang N iehaus: 3000 Ja h re  Dram^i — Zur 
Theatergeschichte Europas — Von Heinz K inderm ann 
(Saarl. Rdf. II, 20.40)
Das Heidelberger Studio — Prof. Dr. K urt Sontheim er/B er- 
lin: Antidem okratisches Denken in der W eim arer Republik 
(SDR/UKW, 21.00)

Aus Wissenschaft und Technik — Die wöchentliche Um­
schau (SDR/UKW, 21.30)
Aus dem Hoch schulleben — K om m entare und Berichte 
(SDR/UKW, 22.40)

12. 7.

Das öffentliche Christentum und seine Probleme — Es
spricht Prof. Dr. Wolfgang T rillhaas/G öttingen: 2.) Die 
Macht der Traditionen und die m oderne W elt (Radio B re­
men, 10.00)
Der amerikanische Mondfahrplan — W ernher von B raun 
berichtet (Deutschlandfunk, 10.10)
Wissenschfatliche Umschau — Aus Forschung und Technik 
(SFB II, 18.00)
Der wissenschaftliche Bericht m it Nachrichten aus dem 
Hochschulleben (Bayer. Rdf. II, 22.25)

13. 7.

Aus Natur und Geisteswelt — Kleine Geschichte der deu t­
schen L ite ra tu r — 22.) N aturalism us und Aufbruch in das
20. Jah rh u n d e rt — Man.: H elm ut Uhlig (SFB II, 10.15)
Der Mensch — das unbekannte Wesen — 8.) Das Indivi­
duum  und die Masse — Im Strudel der A ffekte — Man.: 
A lexander M arsfeld (SFB II, 10.40)
Die junge Intelligenz — Studenten in Danzig und S tettin  
(SDR/UKW, 15.00)
Die Slawen zwischen Ost und West in Geschichte und Ge­
genwart — Bericht über die Eröffnung der A usstellung 
„Salzburg und die S law en“ (österr. Rdf. II, 22.20)
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F te fs ra t f .  H ochachu lfragen
Die Aula, die S tunde der U niversitäten — Prof. Erwin W al­
ter Palm : In meine E insam keit geh ich — Das lyrische 
W erk Lope de Vegas (SWF, 10.30)

Universitas — Prof. Dr. M aria Schmidt: Die Krise in den 
N aturw issenschaften (Saarl. Rdf., 11.30)

15. 7.

Die gotischen Domtürme Schwabens — Von Prof. Hans 
Koepf (SDR, 11.30)

Die Internationale lladiouniversität — Die großen Uto­
pisten 18) — Univ.-Prof. Dr. Georges G urvitch/Paris: 
Saint-Sim on (üsterr. Rdf. II, 14.35)

Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 15.05)

Medizinische Kongresse in diesem Jahr — Ein Bericht von 
Leo N itschm ann (WDR/UKW, 15.40)

Die Unterwerfung der Natur — Eine historische Betrach­
tung von Dr. K laus M ampell (Radio Bremen, 16.45)

Der deutsche Entwicklungsroman — Simplicissimus 2. Teil 
— Man.: P eter Göbbels (Deutschlandfunk, 17.30)

Hundert Jahre medizinische Fakultät in Graz — Univ.- 
Prof. Dr. W alter Thiel: H undert Jah re  Anatom ie an der 
U niversität Graz (österr. Rdf., 20.15)

Der unbekannte Lyriker Cervantes — Von Univ.-Prof. Dr. 
A nton R othbauer (österr. Rdf., 21.30)

16. 7.

Die Elternschule — Interview  m it Prof. Dr. Brocher (Hess. 
Rdf. II, 10.00)

Die Möglichkeit des Schöpferischen in der Neurose — Man.: 
Prof. Dr. med. Carl Fervers (WDR/UKW, 15.40)

Wissen für alle — Univ.-Prof. Dr. F ranz Koch: Goethe 
zwischen V ergangenheit und G egenw art (österr. Rdf. II, 
17.15)

Aus der Welt der Forschung (Saarl. Rdf. II, 20.15)

Die Vorlesung — Prof. Dr. B ernhard  Stasiewski/Bonn: 
K atholizism us und kom m unistische S taatsführung im heu­
tigen Polen (Hess. Rdf. II, 21.30)

Welt der Wissenschaft — Bericht und V ortrags-M itschnitte 
von der 13. N obelpreisträger-Tagung in L indau: Gespräch 
zwischen einem der anwesenden N obelpreisträger und Dr. 
Eckart H eim endahl über Sinn und wissenschaftliche 
A usw irkung der P reisverleihung (Radio Brem en II, 21.35)

Abendstudio — Auf den Spuren der K rebsentstehung — 
Neue E rkenntnisse der V irusforschung — Von Stefan W. 
Escher (Hess. Rdf., 22.20)

17. 7.

Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen — Univ.- 
Prof. Dr. Hans Kinzl: Die ersten G letscherdarstellungen 
auf K arten  (österr. Rdf. II, 17.15) i

Für unsere Studierenden — Als S tudent in Polen (Hess. 
Rdf. II, 19.15)

Echt oder unecht? — S treitfragen über die A utorschaft von 
m usikalischen W erken — Von Prof. Dr. H erm ann Keller 
(SDR/UKW, 23.00)

18. 7.

Forscher zu Gast — W ellenmechanik — Quantenm echanik. 
Ein Gespräch m it Dr. Heinrich M itter (Assistent fü r Physik 
und Astrophysik am M ax-P lanck-Institu t München (österr. 
Rdf. II, 17.15)

Bildungsfragen der Gegenwart — W irtschaftliche V oraus­
setzungen für den Ausgleich des Bildungsgefälles zwischen 
S tad t und Land — Man.: Prof. Dr. Friedrich Edding (Hess. 
Rdf. II, 17.30)

Zeitfunk aus Forschung und Technik (SWF/UKW II, 17.45) 
Aus Wissenschaft und Technik — Die wöchentliche Um­
schau (SDR/UKW, 21.30)

Internationale Rundfunk-Universität — 1) Die nubischen 
A ltertüm er — Ihre Bedrohung II — Von Prof. P ierre  Gil­
bert. 2) Das G ruppenleben von Affen — Die Teilung einer 
Horde — Von Prof. Denzaburo Miyadi/Kyoto. 3) Die R aum ­
fahrt — W issenschaftliche und praktische Ergebnisse I — 
Von Hugh Drydcn/USA (Hess. Rdf. II, 22.00)

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft — Ihre A rbeit und 
ihre Aufgaben — Man.: Rolf Lam precht (Deutschlandfunk, 
2 2 .0 0 )

Was wissen die Studenten? — Von Prof. Joachim  H. Knoll 
(SWF/UKW II, 23.00)

19. 7.

Das öffentliche Christentum und seine Probleme — Von
Prof. Dr. W olfgang T rillhaas/G öttingen: 3) Bibelglaube und 
B ibelkritik  (NDR/UKW, 10.00)

Lindauer Tagung der Nobelpreisträger für Medizin — Ein
Bericht von Brigitte Granzow (WDR, 14.00)

Die Internationale Radiouniversität — Univ.-Prof. Dr. 
P ierre A ngrand/Paris: Die großen Utopisten 19) — Etienne 
Cabet (österr. Rdf. II, 14.35)

Wissen für alle — Dr. F riedrike W awrik: Problem e der 
internationalen  Donauforschung (üsterr. Rdf. II, 17.15)

Wissenschaftliche Umschau — Aus Forschung und Technik 
(SFB/II, 18.00)
Abendstudio — Das Gleiche und das Neue — Gibt es in der 
Philosophie einen theoretischen Fortschritt? — Von Jürgen 
v. Kempski (Hess. Rdf. II, 22.00)

Der wissenschaftliche Bericht m it Nachrichten aus dem 
Hochschulleben (Bayer. Rdf. II, 22.30)

20. 7.

Du und das Tier — Tauchsport, Seeaquaristik  und N atu r­
schutz — Ein Gespräch zwischen Prof. Otto König und Dr. 
K urt K olar (österr. Rdf. II, 9.45)
Aus Natur und Geisteswelt — Dokumente zur Zeit­
geschichte — 9) W eltpolitik um 1900'— R ivalitäten  und 
M achtkämpfe — Man.: Dr. K arl A. G rüner (SFB/II, 10.15) 
Die Reportage — Studenten 1963 — Eine Umfrage von 
R einhard Albrecht (SWF, 16.10)
Kulturpolitischer Kommentar — Von Prof. Dr. Hans 
W enke/Ham burg (NDR/UKW, 17.50)
Nobelpreisträger stellen sich vor — Prof. Dr. Corneille 
H eym ans/Gent: P harm aka und Elektroschock (Hess. Rdf. II, 
21.00)

21. 7.

Lebendige Wissenschaft — Prof. Dr. A. B. P urani/P ondi- 
cherry: Die Lehren des Sri A urobindo (SDR, 10.00)
Die Aula, die S tunde der U niversitäten — Dozent Konrad 
Repgen: Heinrich Him m lers Friedensziele (SWF, 10.30) 
Universitas — Prof. Dr. W alter Gerlach: Die Sprache der 
Physik (Saarl. Rdf., 11.30)

22. 7.

Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 15.05) 
Die Venus — kein Stern für Astronauten — Eine n a tu r ­
wissenschaftliche Studie — Von Erw in K arl H ornauer 
(SWF/UKW I, 15.45)
4. Internationaler Ingenieur-Kongreß — Bericht aus M ün­
chen (Deutschlandfunk, 22.00)

23. 7.

Aus der Welt der Forschung (Saarl. Rdf. II, 20.15)
Um die neue Universität — X. U niversität und Ingenieur­
w issenschaften — Ein V ortrag von Dr.-Ing. G ünther Czi- 
chon (Radio Brem en II, 2Jr.35)
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